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Tagesordnungspunkt 1 
 
"Neustart für die Wirtschaft in Deutschland und 
Europa" 
 
Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank, dass Sie 
alle da sind. Das Thema unserer heutigen Anhö-
rung ist „Neustart für die Wirtschaft in Deutsch-
land und Europa“. Insofern nicht das, was wir 
sonst bei Anhörungen haben, wie einen Gesetz-
entwurf über den wir dann Sie bitten, mit uns zu 
sprechen. Wir haben sozusagen im Wege der 
Selbstbefassung beschlossen, uns mit diesem 
Thema „Neustart für die Wirtschaft“ zu beschäfti-
gen nach dieser, oder in dieser Zeit von Corona. 
Wie kommen wir wieder aus dieser misslichen 
Lage ökonomisch heraus? Das ist sozusagen das 
Thema, wo wir Sie bitten, Ihre Expertise zur Ver-
fügung zu stellen. Ich begrüße im Einzelnen Sie 
als Sachverständige und möchte Sie nun einzeln 
aufrufen, damit wir auch nochmal für das Proto-
koll alles korrekt haben. Professor Dr. Justus 
Haucap von der Heinrich-Heine-Universität Düs-
seldorf, Düsseldorfer Institut für Wettbewerbsöko-
nomie, ist über die Videokonferenz zugeschaltet. 
Dann begrüße ich Professor Dr. Michael Eilfort 
von der Stiftung Marktwirtschaft sowie Dr. Volker 
Treier vom Deutschen Industrie- und Handels-
kammertag e.V. und Professor Dr. Jens Südekum 
von der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf. 
Herzlich Willkommen heiße ich auch Dr. Andrä 
Gärber (Friedrich-Ebert-Stiftung e.V.), Professor 
Dr. Max Otte (Unternehmer, Investor und Phi-
lanthrop- ehemaliger ordentlicher Professor für 
quantitative und qualitative Unternehmensana-
lyse und -diagnose an der Universität Graz, or-
dentlicher Professor a.D. für internationale und 
allgemeine BWL an der Hochschule Worms) so-
wie Professor Dr. Gabriel Felbermayr (Institut für 
Weltwirtschaft). Einen guten Tag auch an Herrn 
Stefan Körzell vom Deutschen Gewerkschaftsbund 
und an Herrn Dr. Patrick Graichen von der Agora 
Energiewende. Damit müssten wir alle haben, 
ganz genau. Ich begrüße des Weiteren natürlich 
die Kolleginnen und Kollegen des Ausschusses 
und für die Bundesregierung Frau Parlamentari-
sche Staatssekretärin Elisabeth Winkelmeier-Be-
cker. Schön, dass Sie da sind. Es nehmen auch 
weitere Fachbeamte des Ministeriums teil. Eben-
falls begrüße ich über das Parlamentsfernsehen 
alle die, die uns über diese Einrichtung hören  

oder über das Internet zuschauen können. Auch 
sind Vertreter der Länder und der Medien dabei. 
Nun zum Ablauf der heutigen Anhörung, die 
wahrscheinlich für die meisten nichts Neues ist. 
Wir haben uns in den Fraktionen darauf verstän-
digt, die Anhörung nicht in Themenblöcke aufzu-
teilen, sondern wir führen sie nach Berücksichti-
gung des Stärkeverhältnisses der Fraktionen 
durch. Das bedeutet, wir haben zwei Stunden Zeit 
und wir sind deshalb angewiesen auf ein relativ 
strenges Regime. Das läuft so ab, dass jeder Abge-
ordnete der Reihe nach von mir aufgerufen wird 
und für Frage und Antwort 4 Minuten zur Verfü-
gung stehen. Natürlich gilt, je kürzer die Frage, 
desto länger die Antwort. Wichtig ist, dass die Ab-
geordneten zu Beginn Ihrer Ausführungen sagen, 
an wen Sie die Frage richten und ich werde dann 
den, an den die Frage gerichtet ist, aufrufen, so-
dass wir für das Protokoll alles wirklich korrekt 
haben. Es wird ein Wortprotokoll erstellt. So, da-
mit habe ich, glaube ich, alles gesagt und nichts 
vergessen. Wir beginnen mit unserer Anhörung 
und Kollege Dr. Joachim Pfeiffer, CDU/CSU, hat 
das Wort. 
 
Abg. Dr. Joachim Pfeiffer (CDU/CSU): Vielen 
Dank, Herr Vorsitzender. Meine Frage richtet sich 
an Herrn Professor Dr. Eilfort und an Herrn Pro-
fessor Dr. Haucap. Aus Sicht der CDU/CSU-Frak-
tion ist grundsätzlich Folgendes anzumerken: 
Wenn es jetzt an den Neustart geht, brauchen wir 
ein Wachstumsprogramm, was in gleichem Maße 
die Angebots- und die Nachfrageseite adressiert 
und auch die Märkte in ihrer Gesamtheit, also den 
Arbeitsmarkt, die Güter- und Finanzmärkte mit 
strukturellen Reformen verbindet. Ich würde 
gerne von Ihnen hören, wo Sie hier die grundsätz-
lichen Stellschrauben sehen und, sofern Sie auch 
konkrete Maßnahmenvorschläge haben, wie wir 
diese in das Wachstumsprogramm dann integrie-
ren sollten. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Wenn zwei Fragen, also 
je eine Frage an zwei Sachverständige gestellt 
werden, dann teilen Sie sich bitte die Redezeit 
auf. Ich greife nicht ein, damit alle zu Wort kom-
men. Als erstes Herr Professor Dr. Eilfort bitte. 
 
SV Prof. Dr. Michael Eilfort (Stiftung Marktwirt-
schaft): Herr Vorsitzender, ein Strukturprogramm 
ist bei allem was wir machen das Allerwichtigste. 
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Das Notfallprogramm war gut als akute Soforthilfe 
für alle. Die Notfallmaßnahmen waren nicht mit 
einer Lenkung verbunden, kurzfristig eingesetzt 
und zeitlich befristet. Wir sind jetzt in der Diskus-
sion über ein Konjunkturprogramm. Hier läuft aus 
meiner Sicht das Retten etwas aus dem Ruder, 
weil wir uns in einem Wettlauf befinden um Gieß-
kanne und Branchensubventionen. Die Busse sind 
gerade auch wieder draußen am Umherfahren. In-
sofern ist aus meiner Sicht das Wichtigste bei  
allen Maßnahmen zu fragen, wie können wir mit 
möglichst wenig finanziellen Mitteln für die Zu-
kunft der jungen Generation möglichst viel errei-
chen, und was hilft wirklich in der Breite den 
Menschen und nicht, was hilft der Politik insge-
samt oder was hilft den Verbänden. Das ist, glaube 
ich, ein bisschen zu wenig beachtet worden bei 
manchen Diskussionen der letzten Tage. Ein 
Strukturprogramm ist also das Allerwichtigste. 
Ein konkreter Punkt ist die Energiewende. Bei den 
Energiekosten wird das eine oder andere zu tun 
sein. Auch müssen wir noch wesentlich mehr tun, 
als wir schon getan haben, für Innovationen. Bil-
dungschancengerechtigkeit ist ein zentrales 
Thema, also den Aufstieg befördern und ganz kon-
kret müssen wir auch bei den Steuern, wie der 
Unternehmensbesteuerung, aktiv werden. Ich will 
jetzt nicht von der großen Reform reden, die auch 
sinnvoll wäre, aber wenigstens könnte die Ver-
lustverrechnung ausgeweitet werden. Dies würde 
konkret den Unternehmen helfen, die grundsätz-
lich gut aufgestellt sind, die auch schon in norma-
len Zeiten Gewinne gemacht haben, weil es denen 
Liquidität verschafft und weil es ganz gezielt und 
über alle Branchen hinweghilft. Mein Credo ist, 
keine Branchensubvention, sondern Hilfe für alle. 
Das sind jetzt schon einige konkrete Punkte. Es ist 
wichtig, wegzukommen von Branchenhilfen und 
von der Gießkanne und hinzukommen zu geziel-
tem Mitteleinsatz und zu Strukturmaßnahmen. 
Vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Professor Dr. 
Haucap, bitte.  
 
SV Prof. Dr. Justus Haucap (Heinrich-Heine-Uni-
versität Düsseldorf, Düsseldorfer Institut für Wett-
bewerbsökonomie): Danke, Herr Abg. Dr. Pfeiffer, 
für die Frage. Ich möchte drei Punkte anführen. 
Der eine Punkt ist tatsächlich eine Reform der Un-

ternehmensteuer, auf die der Kronberger Kreis be-
reits hingewiesen hat. Eine Verbesserung der steu-
erlichen Verlustverrechnungsmöglichkeiten wäre 
sicherlich jetzt im Zuge der Krise gut, weil sie ins-
besondere Unternehmen, die schon Gewinne 
ge*macht haben, Liquidität verschafft. Da wir im 
OECD-Quervergleich so ein bisschen den An-
schluss verloren haben, haben wir uns auch aus-
gesprochen für eine Senkung der Körperschafts-
teuer auf 10 Prozent. Der zweite Punkt bezieht 
sich auf die Senkung der Energiepreise. Hier gibt 
es Vorschläge, auch vom Sachverständigenrat, die 
Stromsteuer auf das europäische Mindestmaß zu 
begrenzen und auch die EEG-Abgabe abzusenken. 
Das fördert die Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen, hat aber auch für private Haushalte, ins-
besondere für diejenigen mit geringem und mittle-
rem Einkommen, aufgrund der degressiven Ausge-
staltung von Energiesteuern eine sehr positive 
Wirkung. Und der dritte Punkt bezieht sich auf 
ein Mehr an Investitionen. Von staatlicher Seite 
bietet sich an, deutlich stärker als bisher im Be-
reich der Digitalisierung zu investieren bzw. In-
vestitionen zu fördern, sowohl in digitale Infra-
strukturen, im Bereich der staatlichen Verwaltung 
(E-Government), im Gesundheitswesen (E-Health) 
sowie im Bereich der Bildung (E-Learning). Das 
sind Querschnittsthemen im Bereich der Digitali-
sierung, wo gerade Deutschland, wenn man insbe-
sondere an den Gesundheitsbereich denkt, im eu-
ropäischen Quervergleich hinterher hinkt.  
 
Der Vorsitzende: Danke, Herr Professor Dr. 
Haucap. Als nächstes spricht Herr Abg. Westphal, 
bitte. 
 
Abg. Bernd Westphal (SPD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender, vielen Dank, die Herren Sachver-
ständigen, dass Sie uns zur Verfügung stehen. Wir 
haben als SPD den Anspruch, dass sich das Parla-
ment in so einer tiefgreifenden Krise mit Sachver-
ständigen auseinandersetzt und Ideen entwickelt 
und dies nicht allein der Regierung überlässt. Des-
halb richte ich meine Frage an Professor Dr. Süde-
kum. Natürlich muss sowohl die Nachfrage mit 
verschiedenen Instrumenten als auch die Investi-
tionen privater und öffentlicher Natur gestärkt 
werden. Dies gilt aber eben auch für den Transfor-
mationsprozess. Wir haben die Herausforderun-
gen mit der Digitalisierung und dem Klimawan-
del. Wo würden Sie die Schwerpunkte sehen? Wir 
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haben sicherlich eine gute, industrielle Struktur 
in Deutschland, insbesondere mit dem Mittel-
stand, aber wo würden Sie jetzt wirklich Aufbau-
potentiale sehen? Wo müssen zielgerichtet die 
Hilfsmaßnahmen ansetzen? 
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Dr. Südekum, 
bitte. 
 
SV Prof. Dr. Jens Südekum (Heinrich-Heine-Uni-
versität Düsseldorf): Ja, vielen Dank, Herr Abg. 
Westphal, für die Frage. Zunächst möchte auch 
ich unterstreichen, dass das Konjunkturprogramm 
nicht mit der Gießkanne und auch nicht mit Sek-
tor spezifischen Subventionen nach dem Prinzip, 
wer am lautesten schreit, bekommt das meiste 
Geld, ausgestaltet werden sollte. Es muss aus mei-
ner Sicht nach einer doppelten Dividende gesucht 
werden. Wir brauchen einerseits einen konjunktu-
rellen Stimulus und wir brauchen, wie Herr Abg. 
Westphal richtig sagte, jetzt eben auch gezielte, 
transformative Ansätze. Das heißt, der Kern des 
Konjunkturprogrammes sollten Investitionen sein. 
Investitionen in eine langfristige Transformation 
der Volkswirtschaft. Mit Investitionen meine ich 
öffentliche wie private Investitionen, und die 
Stichworte sind genannt. Digitalisierung und Kli-
maschutz sind aus meiner Sicht die beiden zentra-
len Themen. Das waren ja auch Diskussionen, die 
wir schon weit vor der Corona-Krise geführt ha-
ben und die auch zu tun haben mit einem sich 
dramatisch verändernden globalen Umfeld, sich 
ändernden globale Wettbewerbssituationen, insbe-
sondere wegen des Systemwettbewerbs zwischen 
China und den USA. Die deutsche Volkswirt-
schaft, die eben stark auf die Industrie fokussiert 
ist, muss auf bestimmte Industriezweige ihre 
Wettbewerbsvorteile sichern und ausbauen. Das 
geht nur durch gezielte Investitionen, insbeson-
dere in Forschung und Entwicklung und Investiti-
onen an der Schnittstelle von Forschung und An-
wendung und Produktion. Das muss das absolut 
Zentrale sein. Staatliche Investitionen haben den 
Vorteil, dass sie sehr zielgerichtet sind. Das heißt, 
man kann genau diese Transformationsagenda 
zielgenau ausgestalten. Sie brauchen aber Zeit, 
und deswegen ist mein dringendes Plädoyer, dass 
man bereits jetzt, auch wenn man vielleicht noch 
nicht direkt mit dem Konjunkturprogramm anfan-
gen kann, weil ja weiterhin Beschränkungen be-
stehen, dass man mit den Planungen dennoch 

jetzt beginnt. Wir wissen, dass es bei Investitionen 
immer Planungsvorläufe bzw. Genehmigungsver-
fahren gibt und immer eine zeitliche Verzögerung 
dabei ist. Deswegen muss man jetzt ganz schnell 
beginnen. Und abschließend zum Thema „private 
Investitionen“. Das ist die entscheidende Brücke. 
Es gibt mittlerweile die gesicherte Evidenz, dass 
private und öffentliche Investitionen in einem 
komplementären „Crowding-in-Verhältnis“ ste-
hen. Also je mehr öffentliche Investitionen zielge-
richtet greifen, desto mehr private Investitionen 
schließen sich an und die Anreize, die da gesetzt 
werden, müssten aus meiner Sicht eben auch ziel-
genau sein. Wir haben jetzt nicht mehr die öffent-
lichen Mittel, pauschale Steuersenkungen zu fi-
nanzieren mit dem Prinzip Hoffnung, dass daraus 
dann die weiteren Investitionen folgen, sondern 
die Instrumente, die eingesetzt werden, müssen 
zielgenau sein und tatsächlich private Investitio-
nen auch anreizen. Der Verlustvortrag ist ein In-
strument, ein anderes Instrument wären verbes-
serte Abschreibungsbedingungen. Eine effektive 
Steuerentlastung sollte nur dort anfallen, wo die 
Unternehmen auch tatsächlich investieren. Wir 
haben jetzt kein Geld und keine öffentlichen Mit-
tel, eine breite Steuersenkung zu machen und 
dann darauf zu hoffen, dass diese Entlastung dann 
auch für mehr Investitionen genutzt wird, und 
nicht für eine Unternehmensersparnis und er-
höhte Gewinne. Von daher, das ist abschließend 
mein Plädoyer, eine Investitionsagenda ist erfor-
derlich, öffentlich wie privat mit einem Transfor-
mationsgedanken und dem Schwerpunkt der Digi-
talisierung und des Klimaschutzes.  Und nochmal, 
es wird dauern, das zu planen und die Genehmi-
gungsprozesse in Gang zu setzen. Deswegen muss 
das zügig beginnen, sofort. Damit wir dann starten 
können, sobald wir die Phase, in der wir jetzt 
sind, verlassen haben, wo ja noch Beschränkun-
gen in der Wirtschaft bestehen, wo die Wertschöp-
fungsketten noch nicht wieder hundertprozentig 
intakt sind. Jetzt gerade lassen sich wahrschein-
lich viele Dinge noch nicht so sofort umsetzen, 
aber der Tag wird kommen und dann müssen 
quasi die Investitionsprojekte auch zur Verfügung 
stehen, um  schnell starten können. Und deshalb 
besteht ein sofortiger dringender Handlungsbe-
darf. Vielen Dank. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Ich würde Sie wirklich 
bitten, selbst ein bisschen auf die Uhr zu achten, 
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weil Sie ja sonst nicht wissen, wann Sie so zum 
Ende kommen müssen und ich Sie dann unterbre-
chen müsste, was ich ungern tun würde. So, als 
nächstes spricht Herr Abg. Holm, bitte. 
 
Abg. Leif-Erik Holm (AfD): Vielen Dank, Herr Vor-
sitzender und vielen Dank für diese hochkarätige 
Runde heute zu diesem Thema. Natürlich besteht 
hier weitestgehend Einigkeit, dass wir Investitio-
nen brauchen und da richtet sich meine erste 
Frage an Professor Dr. Otte und an Professor Dr. 
Felbermayr. Professor Dr. Otte, Sie bringen ja sel-
ber ein massives Investitionsprogramm ins Spiel. 
Wie sollte ein solches Programm Ihrer Meinung 
nach aussehen? Und an Professor Dr. Felbermayr 
gerichtet, natürlich kann man Investitionsanreize 
auch schaffen über steuerliche Vergünstigungen. 
Sie haben ja einige Dinge ins Gespräch gebracht, 
also eine Reform der Energiesteuer, Absenkung 
der Stromsteuer auf das Minimum, Ausstieg aus 
der EEG-Umlage und auch die Abschaffung des 
Solidaritätsbeitrages. Könnten Sie das vielleicht 
nochmal erläutern? Dankeschön. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Als erstes Herr Professor 
Dr. Otte mit der Bitte, sich die Frage mit Herrn 
Professor Dr. Felbermayr zu teilen. 
 
SV Prof. Dr. Max Otte (Unternehmer, Investor und 
Philantroph – Ehemaliger ordentlicher Professor 
für quantitative und qualitative Unternehmens-
analyse und -diagnose an der Universität Graz,  
ordentlicher Professor a.D. für internationale und 
allgemeine BWL an der Hochschule Worms): Ich 
mache es sehr kurz. Vor 8 Jahren war ich von der 
SPD eingeladen - und meine Position hat sich seit-
dem nicht sehr geändert. Wir benötigen auf jeden 
Fall massive staatliche Investitionen. Der Japani-
sche Staat investiert zum Beispiel 3,8 Prozent des 
BIP und Deutschland im Vergleich dazu 2,4 Pro-
zent. Auch wurde in den letzten 20 Jahren sträf-
lich der Verstärkungseffekt durch das „Crow-
ding-in“ vernachlässigt, durch den staatliche In-
vestitionen verstärkt private Investitionen nach 
sich ziehen wird bzw. diese hierfür die Basis sind. 
Hierunter fallen nicht nur Infrastrukturinvestitio-
nen, wie Investitionen im Bereich Digitales und so 
weiter, sondern auch laufende Ausgaben für Poli-
zei, Bildung und Wissenschaft. Das sind Ausga-
ben, die bei einem Pharmakonzern zum Beispiel 
auch unter laufende Ausgaben fallen, trotzdem 

aber zukunftsstärkend sind. Man kann das also gar 
nicht so eng abgrenzen. Es gibt auch Bereiche der 
laufenden Ausgaben, die investiven Charakter ha-
ben. Ich schließe mich da der Matrix von Da-
niel Stelter an, die sich am künftigen Wohlstand 
und an den laufenden Ausgaben ausrichtet. Im 
„Ist“ weist diese Matrix zum Teil ein Kaputtspa-
ren und zum Teil einen überflüssigen Konsum 
aus, während das Soll eine intelligente Umschich-
tung des Konsums und auch Investitionen für die 
Zukunft vorgibt. Angesichts des dringenden In-
vestitionsbedarfs in Deutschland wären sicherlich 
eine halbe Billion Euro in den nächsten 10 Jahren 
notwendig. Dieser Betrag ist ja von verschiedenen 
Stellen geschätzt worden. Wahrscheinlich können 
wir auch mit Gewinnen noch mehr investieren. 
Das geht wahrscheinlich natürlich nur schuldenfi-
nanziert. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Felbermayr, bitte. 
 
SV Prof. Dr. Gabriel Felbermayr (Institut für 
Weltwirtschaft): Ich denke, was wir jetzt brau-
chen, ist Kurs halten. Wir haben uns vor der Krise 
bereits verständigt auf Maßnahmen zum Klima-
schutz. Ich glaube, was da noch gefehlt hat, ist, 
dass man auch auf der Kostenseite was getan hat. 
Darum bin ich sehr dafür, die Stromsteuer auf das 
europäische Minimum abzusenken, die EEG-Um-
lage zumindest teilweise in den Bundeshaushalt 
zu überführen. Ich glaube aber schon, anders als 
die anderen Kollegen vielleicht sagen, dass wir für 
die Unternehmen auch etwas tun müssen. Die ver-
lieren zurzeit massiv Eigenkapital. Wir brauchen 
starke Unternehmen, die aus der Krise heraus in-
vestieren können, die auch Beschäftigung halten 
können. Das bedeutet, dass wir dort mit steuerli-
chen Maßnahmen helfen können. Eine beschleu-
nigte Abschreibung wäre zum Beispiel eine gute 
Idee, um die Unternehmen beim Investieren zu 
unterstützen. Und ich glaube auch, dass es Sinn 
machen würde, die Abschaffung des Solidaritäts-
beitrags vorzuziehen, vielleicht sogar auf das 
ganze Jahr 2020. Zumindest sollte die Teilabschaf-
fung, wie sie beschlossen wurde, umgesetzt wer-
den, noch besser eine Vollabschaffung realisiert 
werden. Hervorzuheben ist, dass der Solidaritäts-
beitrag auch eine Unternehmenssteuer ist. In die-
sem Sinne würde das eine Erleichterung bringen. 
Herr Professor Dr. Haucap hat schon gesagt, dass 
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wir im OECD-Vergleich einen Nachbesserungsbe-
darf haben. Wir sind noch nicht soweit, dass wir 
eine europäische Harmonisierung haben. So lange 
das bei der Mindestbesteuerung von Unternehmen 
nicht der Fall ist, müssen wir, ob wir es nun wol-
len oder nicht, nachziehen. Sonst verlassen uns 
die Unternehmen und das wäre für den Standort 
Deutschland keine gute Sache.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Dr. Lenz, CDU/CSU. 
 
Abg. Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): Danke, Herr 
Vorsitzender, danke an die Experten. Meine Fra-
gen richten sich an den Herrn Dr. Treier und an 
Herrn Professor Dr. Felbermayr. Herr Dr. Treier, 
die erste Phase der Krise liegt hinter uns. Können 
Sie vielleicht einen Einblick in die Unterneh-
menslagen geben? Wie sieht es denn dort aus, ge-
rade auch im Hinblick darauf, ob die erste Unter-
stützungswelle erfolgreich war? Auch wäre eine 
Antwort auf die Frage hilfreich, wie es bei der Be-
triebskostenentwicklung etc. aussieht? Und an 
Sie, Herr Professor Dr. Felbermayr, möchte ich die 
Frage richten, ob Sie vielleicht noch kreativere In-
strumente sehen, als die, die Sie genannt haben? 
Diese Instrumente sind ja aus dem Werkzeugkof-
fer der Ökonomen und deshalb bekannt. Gibt es 
vielleicht auch noch etwas, was noch nicht ge-
dacht wird? Sehen Sie das „V“ noch als vorhan-
den an? Könnten Sie auch einen Ausblick geben, 
wie schnell die Erholung vonstattengehen wird. 
Danke. 
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Treier, bitte. 
 
SV Dr. Volker Treier (DIHK): Es schaut sehr 
schwierig aus. Seit 2 Monaten befragen wir die 
deutschen Unternehmen im Inland. Dies zum drit-
ten Mal. Und im Ausland haben wir vor 4 Wo-
chen das einmal gemacht. Mein Bild ist kein wun-
derbares V, sondern eher ein schräges W. Das 
hängt so quer drin. Es wird noch Rückschläge bei 
unseren Unternehmen geben. Anzumerken ist, 
dass die USA bzw. der amerikanische Kontinent 
hinterher hinkt. Vor dem Hintergrund der gestör-
ten Lieferketten wird es hier noch zu einem Nach-
fragethema kommen. Und dann bin ich bei Ihrer 
Frage. Wir hatten ein exorbitantes, noch nie da ge-
wesenes Liquiditätsproblem in den Unternehmen. 
Das ist teilweise immer noch da. Deswegen waren 

die Nothilfemaßnahmen so wichtig. Die Unterneh-
men sind ja nicht deshalb in die Krise gekommen, 
weil wir ein strukturelles, angebotsseitiges oder 
makro- bzw. mikroökonomisches Problem in un-
serer Unternehmenslandschaft haben. Das gilt im 
Übrigen auch für andere Länder Europas. Die Un-
ternehmen sind deshalb in die Krise gekommen, 
weil es zu Schließungen, Werkschließungen ge-
kommen ist und zwar weltweit, ausgehend von 
China, und dadurch eine Unterbrechung der Lie-
ferketten entstanden ist. Und diese Unterbrechung 
der Lieferketten werden wir in der Zukunft auch 
wieder sehen, wenn die Dinge wieder, wie wir es 
jetzt erleben, wieder stärker hochlaufen. Warum 
werden wir das sehen? Weil die Betriebe ein Li-
quiditätsproblem haben, also Stichwort „Wie fi-
nanziere ich Working Capital? Wie finanziere ich 
Betriebsmittel? Wie existiere ich vom Zeitpunkt 
des Krisenbeginns bis zu dem Zeitpunkt, wenn es 
wieder hochgeht?“ Und jetzt sind wir beim Hoch-
laufen. Wir werden immer stärker von einer Liqui-
ditätskrise zu einer Insolvenzkrise kommen. Nach 
den Umfragen erwarten etwas weniger als 20 Pro-
zent der Unternehmen in den nächsten Wochen 
eine drohende Insolvenz. Selbst in der Industrie 
haben wir 80 Prozent der Unternehmen, die von 
Umsatzrückgängen ausgehen. Es sind 25 Prozent, 
die für das Gesamtjahr Umsatzrückgänge von 
25 bis 50 Prozent sehen. Knapp 10 Prozent sogar 
über 50 Prozent. Nur mal zum Verdeutlichen, hier 
geht es jetzt wirklich an die Substanz und die 
Überbrückungsmaßnahmen haben sich stark auf 
das Thema „Kredite“ bezogen. Wir müssen aber 
jetzt stärker in Richtung Eigenkapital denken. Des-
wegen ist der Punkt, den Herr Professor Dr. Fel-
bermayr bezüglich der steuerlichen Verlustver-
rechnung gesagt hat, auch so wichtig. Wir schla-
gen aber auch vor, dass Unternehmen eine 
Corona-Rücklage vom zu versteuernden Gewinn 
absetzen dürfen. Wir müssen auch kleinere Unter-
nehmensegmente, vor allem im mittelständischen 
Bereich, wo die Hilfen bislang noch nicht greifen, 
stärken. Es ist jedenfalls leichter, eine zwischen-
zeitliche Schließung oder ein Runterfahren von 
Betrieben zu finanzieren als dann das Hochlaufen. 
 
Der Vorsitzende: Jetzt haben wir leider den Um-
stand, Herr Professor Dr. Felbermayr, dass Ihnen 
keine Zeit mehr übrig geblieben ist. Sie werden si-
cher noch einmal gefragt werden. So, dann spricht 
von der FDP Herr Abg. Houben bitte. 
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Abg. Reinhard Houben (FDP): Ja, Herr Vorsitzen-
der, das kann ich jetzt direkt sicherstellen, Herr 
Professor Dr. Felbermayr, ich möchte Sie fragen, 
was halten Sie eigentlich für wichtiger? Eine Stra-
tegie der Öffnung der Gesellschaft und eine Ver-
trauensbildung durch die Politik oder eher eine 
Politik von Abwrackprämien und Einkaufsgut-
scheinen? Und in diesem Zusammenhang die 
Frage, welche Impulse die Politik darüber hinaus 
setzen könnte? Herr Abg. Lenz hat das ja auch ein 
bisschen angesprochen, wie bewerten Sie 
zum Beispiel das Instrument der negativen Ge-
winnsteuern? 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Professor Dr. Felber-
mayr. 
 
SV Prof. Dr. Gabriel Felbermayr (Institut für 
Weltwirtschaft): Vielen Dank, Herr Abg. Houben. 
Ich glaube schon, dass wir uns von dem symme-
trischen V verabschieden müssen. Das V wird 
bleiben. Es ist nur so, dass der rechte Schenkel 
viel flacher aussehen wird. Wir glauben schon, 
dass der Tiefpunkt hinter uns liegt. Das können 
wir sozusagen aus Statistiken wie Frachtvolumen, 
Stromverbrauch, Passantenzahlen in den Städten 
und so weiter, ablesen. Aber, das Problem, das wir 
haben, ist in der Tat eines der Zukunftsaussich-
ten. Es ist nicht so, dass zum Beispiel die Haus-
halte zu wenig Einkommen haben. Deswegen ver-
langen wir auch keine Programme zur Steigerung 
der Masseneinkommen. Wir werden im Juli eine 
massive Erhöhung der Renten für mehr als 20 Mil-
lionen Menschen haben. Also das ist, glaube ich, 
nicht das Problem. Aber die Konsumzurückhal-
tung in vielen Bereichen hat etwas zu tun mit Zu-
kunftsängsten. Und die sind wiederum an die Ar-
beitsplätze gebunden und an die Überlebensfähig-
keit der Unternehmen, wo die Menschen arbeiten 
und ihre Einkommen erzielen. Deswegen ist es so 
wichtig, dass wir tatsächlich mehr tun für die Sol-
venz der Unternehmen und das Vertrauen stärken, 
dass Menschen wissen, es geht mit meinem Unter-
nehmen weiter. Deswegen reichen die Liquiditäts-
hilfen, die wir bisher haben, nicht. Herr Abg. Lenz 
hat nach kreativeren Instrumenten gefragt. Nach 
einem Vorschlag des Instituts für Weltwirtschaft 
sollte bei den Betriebsüberschüssen der Unterneh-
men angesetzt werden. Das ist das, was überbleibt 
nach den Umsätzen, wenn man Arbeitnehmerent-
gelte und die Vorleistungen abzieht. Und diese 

Betriebsüberschüsse, meinen wir, sollte der Staat 
zum Teil ersetzen. Nicht zur Gänze und auch 
nicht den einzelnen Unternehmen. Da brauchen 
wir eng definierte Branchen, damit die Unterneh-
men selber noch Anreize haben, Umsätze zu gene-
rieren, aber da müssen wir ansetzen. Das inkludi-
ert auch andere Posten, die bisher nicht berück-
sichtigt werden in den diversen Programmen, 
zum Beispiel auch der Unternehmerlohn. Wir ha-
ben Ersatzleistungen für viele Bevölkerungsgrup-
pen, außer für die Selbstständigen und für die Un-
ternehmer, die im Risiko stehen und wenn wir 
das Eigenkapital in den Unternehmen stärken 
wollen, dann brauchen wir Instrumente, die dort 
ansetzen. Da reicht auch nicht, was im Gespräch 
ist, zum Beispiel aus dem Bundeswirtschaftsmi-
nisterium zum Thema Überbrückungsprogramm. 
Das ist auch wieder nur auf Fixkosten abgestellt 
und nicht auf die Unternehmerlöhne. Die bleiben 
außen vor. Und auch das Thema der Verlustvor-
träge und -rückträge ist steuersystematisch sowie-
so sinnvoll. Das sollten wir sowieso tun und mit 
einer negativen Einkommensbesteuerung die Pro-
zesse zu beschleunigen, damit die Unternehmen 
schneller an diese Liquiditätspolster kommen. Das 
ist auch eine hervorragende Idee, die ich unter-
stütze. Aber wir reden ja hier über eine Verschie-
bung von Steuerlasten und nicht so sehr um, 
sozusagen, Injektionen in das unternehmerische 
Eigenkapital. Deswegen reichen diese steuerlichen 
Maßnahmen nach meinem Dafürhalten nicht. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Abg. Ulrich von der 
DIE LINKE.. 
 
Abg. Alexander Ulrich (DIE LINKE.): Ja, vielen 
Dank. Meine Frage richtet sich an Herr Körzell 
vom Deutschen Gewerkschaftsbund (DGB). Stich-
worte sind ja schon gefallen, wie Unternehmens-
steuern senken, aber auch in der Öffentlichkeit 
die Grundrente verschieben, Mindestlöhne ein-
frieren, den Solidaritätsbeitrag ganz schnell ab-
schaffen. Was hält der DGB von solchen Vorschlä-
gen und was glaubt der DGB wäre jetzt die rich-
tige Maßnahme für ein Konjunkturprogramm? 
 
Der Vorsitzende: Herr Körzell, bitte. 
 
SV Stefan Körzell (DGB): Ja, zunächst herzlichen 
Dank für die Frage und für die Einladung. Wir 
halten natürlich nichts von den vorgeschlagenen 
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pauschalen Kürzungen und dem Einfrieren des 
Mindestlohns. Wir halten auch nichts von pau-
schalen Steuersenkungen. Wir halten auch nichts 
davon, dass der Solidaritätsbeitrag komplett abge-
schafft wird, sondern wir brauchen dieses Geld, 
um aus dieser Krise herauszukommen. Und was 
unserer Meinung nach auf keinen Fall geht, ist, 
dass man bis sonntags die Heldinnen und Helden 
dieser Krise beklatscht und ihnen am Dienstag er-
klärt, der Mindestlohn solle eingefroren oder ab-
gesenkt werden. Das geht auf keinen Fall und wir 
sagen, der Mindestlohn muss steigen, weil der 
Konsum wird die zentrale Frage sein. Das auch 
nach dem, was eben als Antwort kam, dass die 
Lieferketten und Exporte noch nicht entsprechend 
anspringen werden. Der Konsum wird die zentrale 
Frage sein, um aus dieser Krise herauszukommen. 
Da gehört für uns gute Arbeit dazu, da gehört aber 
auch dazu, dass die Löhne und die Beschäftigung 
auf jeden Fall gesichert werden, damit wir aus 
dieser Krise auch gestärkt herauskommen. Dazu 
gehören für uns die Tarifbindung und der wach-
sende und steigende gesetzliche Mindestlohn. Wir 
dürfen diese Menschen nicht auf Dauer abhängen. 
Für uns gehört aber auch dazu ein Investitionspro-
gramm, das wir seit langem fordern, auch gemein-
sam mit dem BDI. Ein solches Konjunktur- und 
Investitionsprogrammes hat nichts an seiner Aktu-
alität verloren. Lassen Sie mich sagen, gerade 
diese Krise hat gezeigt, dass es notwendig ist, an 
jeder Milchkanne in der Bundesrepublik Deutsch-
land auch tatsächlich Internet zu haben. Wir wis-
sen, dass gerade in ländlichen Regionen viele 
Schülerinnen und Schüler beim Homeschooling 
nicht nur abgehangen sind, weil sie kein Tablet zu 
Hause haben, sondern weil sie eine sehr schlechte 
Internetverbindung haben. Das sollten wir jetzt 
auch nutzen, und das ist jetzt deutlich geworden, 
um dies auch nach vorne zu treiben. Für uns ge-
hört aber eine sozialökologische Transformation 
mit dazu. Das muss einhergehen, das heißt, die 
Transformation, die begonnen hatte vor der Krise, 
die muss jetzt fortgeführt werden und hier muss 
auch entsprechend Geld in das System hineinge-
bracht werden. Das heißt für uns als Gewerkschaf-
ten aber auch, dass wir handlungsfähige Kommu-
nen brauchen. Sie wissen, dass der größte Teil der 
öffentlichen Investitionen in der Bundesrepublik 
Deutschland getätigt wird durch die öffentliche 
Hand und hier vor allem durch die Kommunen 
und hier muss jetzt alles getan werden, um die 

Handlungsfähigkeit der Kommunen auch aufrecht 
zu erhalten. Gerade wenn auch darüber diskutiert 
wird, dass wir eine sozialökologische Wende wol-
len, um den öffentlichen Personennahverkehr, die 
Schiene und vieles mehr auch entsprechend aus-
zubauen. Das sind für uns wichtige Stellschrau-
ben, um aus dieser Krise herauszuwachsen und 
aus dieser Krise auch gestärkt hervorzugehen. Da-
für braucht es diese Impulse, die ich aufgezählt 
habe. Dankeschön. 
 
Der Vorsitzende: Danke, Herr Körzell. Kollegin 
Dröge bitte. 
 
Abge. Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Meine 
Frage richtet sich an Herrn Dr. Graichen. Ich 
würde gerne von Ihnen wissen, wie aus Ihrer 
Sicht ein zielgerichtetes Konjunktur- und Investi-
tionsprogramm aussieht als Reaktion auf die Wirt-
schaftskrise und wie man das auch verbinden 
kann mit einer Strategie, die Klimaschutz und 
Nachhaltigkeit stärkt. Die Mehrheit der Experten 
hat bisher dazu recht wenig gesagt.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Dr. Graichen bitte. 
 
SV Dr. Patrick Graichen (Agora Energiewende): 
Ja, vielen Dank für die Frage. Ich glaube, es ist ein-
deutig, dass, wenn man jetzt aus dieser Krise raus-
kommen will, sich nicht gleich die nächste Krise 
bauen sollte. Und es ist völlig klar, dass jetzt 
Corona der Schwerpunkt ist, aber der Klimawan-
del geht nicht weg, der passiert im Hintergrund 
die ganze Zeit weiter. 2020 wird vermutlich schon 
wieder das nächste Dürrejahr werden. Das ist das, 
was die Meteorologen prognostizieren. Und inso-
fern muss jede Investition, die man jetzt tätigt, 
eine sein, die gleichzeitig die Klimaneutralität mit 
in den Blick nimmt, weil sie sonst eine „Stranded 
asset“ ist, die dann Probleme bereitet, wenn wir in 
eine Klimakrise reinrennen. Und insofern ist bei 
jeder Maßnahme die Frage mitzudenken, was 
heißt das für den Klimaschutz 2030, den Klima-
schutz 2050, weil, wenn ich das unterlasse, ich 
mir sonst das nächste Problem baue. Und damit 
habe ich im Prinzip, und das war unser Vorschlag, 
sowohl bei den Kaufkraftstärkungsmaßnahmen als 
auch bei den Investitionsstärkungsmaßnahmen  
einen bestimmten Blickwinkel, den ich beachten 
muss. Bei der Kaufkraftstärkung, und das hatten ja 
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etliche Kollegen auch gerade schon gesagt, macht 
es viel Sinn, zu sagen, wir senken den Strompreis. 
Weil das bringt den Leuten und gerade auch den 
kleinen und mittelständischen Unternehmen Geld 
und es beseitigt die Schieflage, die wir haben, 
dass man nämlich in Wärmepumpen, in Wasser-
stofftechnologien, in Elektromobilität, investieren 
muss. Im Moment ist der Strompreis viel zu hoch, 
als dass diese Nachfrage tatsächlich kommen 
könnte. Und insofern da runter zu gehen hilft den 
Leuten und setzt eben auch investitionsmäßig die 
richtigen Signale. Und wenn ich dann ein Investi-
tionsstärkungsprogramm mache und über Ab-
schreibungen oder über Investitionszulagen nach-
denke, dann geht es im Prinzip darum, jeweils zu 
überlegen, welche Technologien es sind, die denn 
in die Zukunft gehen? Wenn ich jetzt nochmal die 
Bestandstechnologien fördern würde, ja, dann 
habe ich natürlich das Problem, dass die Be-
standstechnologien auf der fossilen Energiewelt 
aufbauen. Und das heißt aber, in allen Sektoren 
haben wir sie ja schon. Also wir wissen, im Auto-
mobilsektor ist es die Elektromobilität, das heißt, 
Förderungen sollten sich auf die Elektromobilität 
konzentrieren, sowohl, was die Autos als auch 
was die Ladestruktur angeht. Wir wissen, in der 
Industrie ist es Wasserstoff. CO²-freier, grüner, 
vielleicht auch blauer Wasserstoff ist das, was 
man braucht. Die Stahlindustrie fordert es, die 
Chemieindustrie braucht es. Wir wissen, in der 
Bauwirtschaft geht es um energetische Sanierung. 
Wir reden schon seit langem davon, es könnte 
aber jetzt vielleicht kombiniert werden mit einer 
industriellen energetischen Sanierung. Das Stich-
wort heißt Energiesprung und kommt aus den 
Niederlanden. Im Bereich der Energiewirtschaft 
sind es die 4 Stichworte Wind, Solar, Speicher 
und Netze. Das EEG bietet da im Grunde den Rah-
men, aber es gibt viele Hemmnisse, die da im Mo-
ment dafür sorgen, dass nicht richtig gebaut wer-
den kann. Also, in all diesen Sektoren kann man 
jetzt Investitionen anschieben und wir denken, 
mit einem 100 Milliarden-Programm kann man 
sowohl die Kaufkraft stärken, die EEG-Umlage 
senken als auch in all diesen Sektoren die Wirt-
schaft voranbringen und sie gleichzeitig zukunfts-
fest machen, weil man in die Technologien inves-
tiert, die in Zukunft nötig werden. Vielen Dank.  
 
Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank. Herr 
Abg. Rimkus von der SPD bitte. 

Abg. Andreas Rimkus (SPD): Ja, schönen Dank. 
Jetzt kommt eine Herausforderung, weil ich näm-
lich gerne Herrn Professor Dr. Südekum und 
Herrn Dr. Gärber gleichzeitig adressieren würde. 
Vor dem Hintergrund, dass Sie, Herr Professor Dr. 
Südekum, geschrieben haben, dass die 5 I beson-
ders entscheidend sind, also Investitionsfragen 
und Innovationsfragen und Sie das verknüpft ha-
ben mit den IPCI-Fragen, also den europäischen 
Projekten von besonderer Bedeutung und dem 
Just Transition Fund würde ich gerne wissen wol-
len, inwieweit das vorhin genannte Phänomen der 
Wasserstoffwirtschaft, also das Hinwenden zu 
neuen Speichertechnologien in einen Massen-
markt hinein, sozusagen segensreich wirken kann. 
Und dann an Sie, Herr Dr. Gärber, sei die Frage 
gestellt, Sie verknüpfen das mit einem Stichwort 
Innovationsgesellschaft Deutschland. Da würde 
ich gerne wissen wollen, wie vor diesem Hinter-
grund das ebenfalls Unterstützung bietet. Ich darf 
sagen, für die SPD-Bundestagsfraktion ist eine 
progressive Wirtschaftspolitik, eine progressive 
Industriepolitik im Sinne eines Social Red Deal, 
oder eines Social Deals von entscheidender Be-
deutung.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Professor DR. Süde-
kum mit der Bitte, so nach 1 ½ Minuten vielleicht 
noch etwas übrig zu lassen. 
 
SV Prof. Dr. Jens Südekum (HHU): Ja, sehr gerne. 
Das Stichwort von Abg. Andreas Rimkus, vielen 
Dank für die Frage. Die Wasserstofftechnologie ist 
natürlich einer der zentralen Bausteine, wenn es 
eben um die sozialökologische, ökologische 
Transformation geht. Und für bestimmte Indus-
triezweige, wenn sie eine Zukunft haben sollen in 
Deutschland und in Europa, dann wird das, das 
wurde ja auch schon genannt, ohne Wasserstoff 
nicht möglich sein. Ich glaube, wir hatten vor der 
Krise durch die Programme des Kohleausstiegs im 
Prinzip so eine Art Laboratorium geschaffen. Wir 
wissen ja, wir haben die 3 Braunkohlereviere, die 
mit relativ großzügigen Mitteln ihre Transforma-
tion sozusagen unterstützt bekommen und wo es 
ja gezielt darum ging, den Wegfall der Braunkohle 
zu kompensieren durch neue Industriezweige, 
moderne Industriezweige, und da wäre das Thema 
Wasserstoff ganz oben auf der Tagesordnung ge-
wesen, zum Beispiel für das Rheinische Revier. 
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Ich denke, wir können jetzt die Corona-Krise nut-
zen, um eben zu schauen, dass man diese Agenda 
dann eben nicht nur beschränkt auf die 3 Regio-
nen in Deutschland, sondern dass im Prinzip, wie 
es ja auch richtig ist, diese Transformation und 
diese Investitionsagenda für ganz Deutschland 
ausgerollt werden muss, und ich denke, das wäre 
dann auch genau das Richtige, weil man hier lang-
fristige Transformationen kombinieren kann mit 
einem unmittelbar wirksamen konjunkturellen 
Impuls. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Gärber bitte. 
 
SV Dr. Andrä Gärber (Friedrich-Ebert-Stiftung 
e.V.): Ja, ich habe ja versucht, in meiner Vorlage 
deutlich zu machen, dass wir ein Zielsystem brau-
chen, ein Koordinatensystem, das 4 große Ziele 
zeitgleich auch berücksichtigt. Das Programm, das 
wir bauen wollen, sollte natürlich alle diese 
4 Ziele berücksichtigen. Das ist die ökologische, 
das ist die materielle und ökonomische Nachhal-
tigkeit, das ist die soziale Nachhaltigkeit, aber 
auch die Nachhaltigkeit der Staatstätigkeiten, 
Staatsfinanzen. Das ist erstmal das Wichtigste. Da 
haben Sie dann ein Koordinatensystem, wo Sie 
deutlich sagen können, welche Maßnahmen genau 
in diesem Koordinatensystem positive Impulse 
bringen und welche nicht. Zum zweiten, die Frage 
nach der Investitionsgesellschaft. Das ist ein Ein-
fall oder eine Entwicklung von IMK und IW, ein 
historischer Vorgang, ein arbeitgebernahes und 
ein gewerkschaftsnahes Institut haben zusammen 
die Investitionsbedarfe Deutschlands im Novem-
ber 2019 geschätzt und kommen auf ca. 450 Milli-
arden Euro über die nächsten 10 Jahre. Dieses Pro-
gramm ist extrem wichtig und hat auch die wich-
tigsten Felder definiert, das ist die kommunale 
Infrastruktur, das ist Bildung, das ist Wohnungs-
bau, das ist die überregionale Infrastruktur, vor  
allem der 5G-Ausbau aber auch der Breit-
band- und Glasfaserausbau.  
 
Der Vorsitzende: Es spricht Herr Abg. Lämmel 
bitte von der CDU/CSU-Fraktion. 
 
Abg. Andreas G. Lämmel (CDU/CSU): Ja, vielen 
Dank. Ich habe zunächst eine Frage an Herrn Dr. 
Treier. Sie sehen ja schon jetzt, die Zahlen über-
schlagen sich, der eine 100 Milliarden, der andere 
150, 450, 500 Milliarden, also nach oben keine 

Grenze. Und ich würde gerne mal Ihre Meinung 
hören, ob es nicht erstmal sinnvoll ist, dass man 
sich jetzt auf eine Obergrenze einigt, d.h. über die 
Mittel, die man überhaupt ausgeben kann, um da-
runter dann die Prioritäten zu bilden, denn eine 
überbordende Staatsverschuldung kann ja nicht 
im Interesse der Wirtschaft sein. Also sind Sie da-
für, dass man so eine Obergrenze definiert, um 
dann diese Diskussionen zu organisieren? Und an 
Herr Professor Dr. Haucap habe ich nochmal die 
Frage, diese Corona-Pandemie, man kann ja da-
rüber streiten, Lockdown und über die Begriffe, 
wie sie sind, aber es zeigt sich ja, zumindest nach 
meinem Eindruck, dass wir starke Strukturverän-
derungen in der Wirtschaft bekommen. Und wie 
schätzen Sie das denn ein? Wo werden wir denn 
in einem Jahr stehen? Wird es zu einer größeren 
Konzentration in der Wirtschaft kommen, das 
heißt, die Großen wachsen und die Kleinen kom-
men unter Druck oder schätzen Sie eher ein, dass 
der Mittelstand und vor allen Dingen der kleine 
Mittelstand sich auch nach der Pandemie behaup-
ten kann. Und daraus folgt dann die Frage, was Ih-
rer Einschätzung, nach die Politik tun müsste, um 
das Grundgetriebe der sozialen Marktwirtschaft, 
das heißt also, kleine, mittlere, große Unterneh-
men, auch weiterhin zu erhalten? 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Dr. Treier, ich 
würde nach einer Minute ein bisschen ein Zei-
chen geben. 
 
SV Dr. Volker Treier (DIHK): Alles klar. Danke, 
Herr Abg. Lämmel. Also ich glaube, die Diskus-
sion ist nicht notwendig, weil wir haben es hier in 
erster Linie mit einem ganz stark angebotshaltigen 
Problem zu tun. Bei der Seite der Nachfrage hat 
Herr Felbermayr die Masseneinkommen genannt, 
da müssen wir eigentlich gar nicht so viel tun. 
Wir müssen darauf achten, dass wir unseren 
Triple-A Status bei der Staatsverschuldung, bei 
den Staatsanleihen behalten, also die Rückzah-
lungswahrscheinlichkeiten total in den Blick neh-
men. Das ist absolut wichtig. Und wir haben bei 
den Einkommenserwartungen der Menschen 
durch die Ausdehnung des Kurzarbeitergeldes 
und die rasche Einführung hier viel getan. Also 
insofern ist die Blickrichtung auf die Ange-
botsseite gerichtet, und da ist es weniger eine 
Frage der Obergrenzen als eine Frage eines smar-
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ten Vorgehens, nämlich Liquidität in den Unter-
nehmen zu erhalten, Insolvenzen verhindern, das 
Eigenkapital zu stärken. Beim Thema Insolvenzen 
zu verhindern, sollte die Diskussion hier 
schnellstmöglich beginnen, wie wir zum Beispiel 
EU-Restrukturierungsrichtlinien vorziehen, damit 
wir Sanierungsmöglichkeiten in den Unterneh-
men schaffen. Die müssen erhalten bleiben und 
das ist vordringlich und da brauchen wir keine 
Diskussion über Obergrenzen. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Professor Dr. 
Haucap bitte. 
 
SV Prof. Dr. Justus Haucap (Heinrich-Heine-Uni-
versität Düsseldorf, Düsseldorfer Institut für Wett-
bewerbsökonomie): Ja, vielen Dank, Herr Abg. 
Lämmel für die Frage. In der Tat sehe ich hier 
eine Gefahr, dass sich Konzentrationstendenzen 
aus der Krise ergeben. Zum einen sehe ich das 
insbesondere im Bereich des Handels, und zwar 
nicht im Bereich des Lebensmittelhandels, son-
dern eher des stationären Fachhandels, weil da 
natürlich Amazon so ein großer Gewinner oder 
auch andere Onlinehändler sind. Wir haben eine 
GWB-Novelle, die im Hintergrund eigentlich noch 
läuft. Die sollte man jetzt auch wirklich auf die 
Schiene setzen, damit wir die GWB-Novelle mög-
lichst bald bekommen und dann brauchen wir 
aber auch eine Überarbeitung der Vertikalleitli-
nien. Da ist eigentlich die Europäische Kommis-
sion schon dran. … weil es gibt durchaus Nach-
teile, die momentan dem stationären Handel ent-
gegenlaufen, will ich mal so sagen, da sollte man 
auch einige Dinge lockern tatsächlich. Zudem 
würde ich mich dafür aussprechen, die Startups 
in der ganzen Debatte nicht zu vergessen. Wir ha-
ben jetzt einiges nachgeholt für die Startups, aber 
das sind ja die Wettbewerbe von morgen, die häu-
fig durch das Raster fallen, weil die auch mit Ver-
lustvortrag oder Rücktrag nicht viel anfangen kön-
nen, weil die typischerweise in den ersten Jahren 
nicht besonders viel Gewinne machen, aber den-
noch möglicherweise sehr interessante Geschäfts-
modelle haben. Also da wäre ich im Zweifel da-
für, lieber etwas zu großzügig zu sein, als zu vor-
sichtig. Das sind eben diejenigen, die neue Dinge 
auf den Markt bringen. 
 
Der Vorsitzende: Als nächstes spricht Herr Abg. 
Knoerig bitte. 

Abg. Axel Knoerig (CDU/CSU): Herr Vorsitzender, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr 
Professor Eilfort, und ich schaue auch zu Ihnen, 
Herr Professor Haucap, nun eine zweigeteilte 
Frage. Wir stellen in dieser Krise fest, dass es ein 
großes Segment gibt, was sich im Grunde genom-
men sehr, sehr stark entwickelt hat. Und es liegt 
nahe zu formulieren, dass das die IT- und die 
TK-Branche ist. Ich komme aus einem ländlichen 
Raum und sehe, dass viele virtuelle Räume neu 
geschaffen wurden. Ich sehe auch, wie über die 
Arbeitsebene zusammengearbeitet wird und wir 
alle als Abgeordnete erleben das hier auch in dem 
Ausschuss, wie die Telekommunikation und das 
Internet hier in den letzten Wochen und Monaten 
einen riesen Schub gehabt hat. Sie haben es ja 
auch in Teilen als Sachverständige ausgeführt, 
dass die Digitalisierung vorangetrieben werden 
muss. Gehen wir einmal 20, 25 Jahre zurück. Alle 
europäischen Länder haben eine ähnliche Libera-
lisierung erfahren und wir stellen heute fest, dass 
wir zwar Netze betreiben können, sie aber nicht 
mal bauen können. Das machen Amerikaner und 
Chinesen. Schauen wir auf unsere Handys und 
Telefone, wissen wir auch, dass die weder in 
Deutschland noch in Europa gefertigt werden. Wie 
kommen wir dazu, dass wir gerade für diese Bran-
che, die sich in allen Branchen zu einer Schlüssel-
branche entwickelt hat, dazu, unsere Mehrwerte 
nicht nur über Startups und Softwareunterneh-
men zu erzielen, sondern dass wir auch die Netz-
betreiber wieder betüchtigen, dass sie einfache 
Wertschöpfungsketten abbilden, wie Telefonie  
oder auch Netzbetrieb. Wir haben ja seit Monaten 
den Streit, wie sicher ausländische Netze sind. Ich 
will gar nicht auf gewisse Länder verweisen, son-
dern wir sind einfach nicht in der Lage, das selber 
mehr auszuführen. Und wenn wir das erweitern 
auf Lieferketten, die ja TK-IT-basiert heute kom-
plett ablaufen, ist ja diese Schlüsselindustrie jetzt 
in diesem Moment nötig, um diesen gesamtwirt-
schaftlichen Push zu erzeugen. Und da möchte 
ich gerne, dass Sie einmal auch reflektieren, wie 
wir da insbesondere einen europäischen Push 
nicht nur national auslösen. Ich gehe mal 20 Jahre 
zurück, da hat die France Telekom und die Deut-
sche Telekom darüber nachgedacht, zusammenzu-
wachsen, denn es fehlt an Geld, an Kapital, um 
Facebook und andere, Amazon, solche Plattfor-
men, zu kreieren und wir müssen als Europäer 
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doch zumindest in Anbetracht dieser Wertschöp-
fungsketten, versuchen, da wieder hineinzukom-
men.  
 
Der Vorsitzende: Ich würde jetzt sagen, die Tei-
lung der Frage macht keinen Sinn mehr. Wir ma-
chen das einfach so, Herr Professor Eilfort, dass 
Sie die Redezeit nehmen, weil sonst haben Sie 
nur 30 Sekunden. 
 
Keine Tonübertragung! 
 
Der Vorsitzende: Okay, dann machen wir das so. 
Herr Professor Haucap. 
 
SV Prof. Dr. Justus Haucap (Heinrich-Heine-Uni-
versität Düsseldorf, Düsseldorfer Institut für Wett-
bewerbsökonomie): Die großen amerikanischen 
Unternehmen, die heute dominieren sind ja keine 
alten Unternehmen. Noch vor 20 Jahren sind das 
alles Startups gewesen. Das heißt also, ja, wir 
brauchen sicherlich eine bessere europäische 
Landschaft. Das läuft aber nicht so sehr dadurch, 
dass man die alten fördert, denn auch die Ameri-
kaner sind nicht aus der Zusammenarbeit von 
AT&T mit MCI entstanden, sondern eher durch 
das Ermöglichen des Marktzutritts neuer Anbieter. 
Und da haben die Amerikaner viele Vorteile. Da 
gibt es den großen Markt, aber wir können noch 
Dinge tun, wie zum Beispiel nochmal über das 
Datenwirtschaftsrecht nachzudenken,  
Open DARPA-Politik und ähnliche Dinge und na-
türlich über Wachstumskapital, was häufig auch 
noch fehlt. Venture Capital ist nicht mehr so sehr 
das Problem. Ich bin nicht für eine Lockerung der 
Fusionskontrolle, muss ich ganz deutlich sagen an 
der Stelle. Das haben auch die Amerikaner nicht 
so betrieben. Deren Unternehmen sind nicht 
durch Zusammenschlüsse großer Unternehmen 
entstanden. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Dann spricht jetzt 
Frau Abg. Poschmann. 
 
Abge. Sabine Poschmann (SPD): Ja, herzlichen 
Dank. Ich hätte drei Fragen an Herrn Dr. Gärber. 
Wir haben gerade gehört, dass sich branchenspezi-
fisch nach Möglichkeit zurückgehalten werden 
sollte, aber mit der Gießkanne auch nicht. Es wi-
derspricht sich ein bisschen, aber es waren auch 
unterschiedliche Leute, die gesprochen haben. 

Wie sehen Sie es denn mit der Unternehmens-
größe? Also ich denke speziell an den Mittelstand, 
dass wir nicht nur auf die Großen schauen. Die 
zweite Frage wäre, sehen Sie in der Dekarbonisie-
rung der Wirtschaft eventuell auch einen zukünf-
tigen Wettbewerbsvorteil? Und die dritte Frage ist, 
Deutschland ist Innovationsweltmeister, aber wir 
haben das schon vor der Krise nicht auf die 
Schiene bekommen. Sehen Sie hier auch ein Feld, 
was wir nochmal stärker betrachten sollten? 
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Gärber bitte. 
 
SV Dr. Andrä Gärber (Friedrich-Ebert-Stiftung 
e.V.): Vielen Dank. Ich fange an mit der Innovati-
onskultur und der Stellung Deutschlands in der 
Innovation. Der letzte Blumberg-Index hat deut-
lich gezeigt, Deutschland ist da immer führend, 
aber wenn man näher hinguckt, weiß man sofort, 
wer die Innovation bringt. Das sind die Großunter-
nehmen, die ja unglaublich viel in Forschung und 
Entwicklung schaffen können, aber nicht die 
KMUs (kleine und mittlere Unternehmen). Besten-
falls noch die Hidden Champions. Davon haben 
wir ungefähr 1.000, aber die sind nur in Nischen. 
Alle anderen profitieren davon nicht. Und dann 
haben wir noch unsere Start-up-Szene, die voll-
kommen unterentwickelt ist. Deswegen sollte man 
genau hinschauen, wo man fördert, und ich habe 
mal einen spezifischen Vorschlag gemacht, um 
vor allen Dingen die KMUs zu fördern. Hier geht 
es vor allen Dingen um die Digitalisierung im 
ländlichen Raum, um überhaupt einmal die Vor-
aussetzungen zu haben, bei digitalen Innovatio-
nen teilzunehmen. Und hier ist ein großer, ein 
sehr großer Nachholbedarf. Zweiter Vorschlag von 
mir war, dass ich für Deutschland ein Wagniska-
pitalfonds vorschlage oder aber auch für Europa. 
Der läuft unter dem europäischen Titel unter 
„VentureEU“, aber auch für Deutschland wäre es 
wichtig, einen solchen Kapitalfonds einzurichten. 
Wir als Europäer sollten auch mal ins nahe euro-
päische Ausland schauen, und da gibt es einen 
ganz tollen Vorschlag und eine schon gelebte Rea-
lität in Dänemark. Die haben zwei Risikodach-
fonds eingerichtet unter Beachtung der Insol-
venz 2-Regel, wo eben auch institutionelle Anle-
ger wie Versicherungen und sonstige mit einer 
festen Verzinsung sich engagieren können und 
darüber hinaus mit einem Eigenkapital in dieses 
Risiko gehen können, welches abgesichert ist über 
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deutsche Innovationsanleihen. Das ist aus meiner 
Sicht extrem wichtig. Zur Dekarbonisierung habe 
ich auch eine vergleichsweise klare Meinung. Bis-
lang, und da spricht auch Herr Felbermayr da-
rüber, sollten wir in der Zukunft nur technologie-
offen investieren. Aus meiner Sicht ist das nicht 
mehr korrekt, wir brauchen genauso gut eine mis-
sionsorientierte Investitionspolitik. Hier gibt es 
hervorragende Forschungsergebnisse, unter ande-
rem von Mariana Mazzucato, die genau geguckt 
hat, wer warum erfolgreich ist. In den Vereinigten 
Staaten waren die vor allen Dingen langfristig an-
gelegten staatlichen Förderungen durch die 
DATA, Defense Advanced Research Projects, aus-
schlaggebend, die die Entwicklung von GPS, von 
Touchscreens und so weiter forciert haben. Und 
das wurde nur unglaublich genial von Apple und 
weiteren Unternehmen dann verwertet, vermark-
tet. Also ich glaube, hier haben wir in Deutsch-
land und Europa unglaublich viel Nachholbedarf, 
und für mich sind ganz klar die Zukunftsmärkte 
und die Leitmärkte definiert. Das ist für mich un-
ter anderem die Batterie Zellforschung, zweitens 
die Bioökonomie, die künstliche Intelligenz, Was-
serstofftechnologie wurde bereits erwähnt, ich 
nenne es immer die rote Wasserstofftechnologie 
und die Luft- und Raumfahrt plus Speicher- und 
Quantentechnologie. Das sind für mich die Leit-
märkte, die wir machen sollten. Danke. 
 
Der Vorsitzende: Herzlichen Dank. So, als nächs-
tes Herr Abg. Chrupalla bitte, AfD. 
 
Abg. Tino Chrupalla (AfD): Ja, vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Wir haben ja nun einiges über die 
Digitalisierung hier gehört. Meine Frage richtet 
sich an Professor Dr. Otte. Sie sprechen ja im Zuge 
der Corona-Maßnahmen von einem gigantischen 
Förderprogramm für die Internetwirtschaft und 
mahnen an, das Thema „Digitale Diktatur“ ernst 
zu nehmen. Wie meinen Sie das? 
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Dr. Otte bitte. 
 
SV Prof. Dr. Max Otte (Unternehmer, Investor und 
Philantroph – Ehemaliger ordentlicher Professor 
für quantitative und qualitative Unternehmens-
analyse und -diagnose an der Universität Graz,  
ordentlicher Professor a.D. für internationale und 
allgemeine BWL an der Hochschule Worms): Es 

sprechen im Moment alle davon, dass wir das för-
dern müssen. Das ist sicherlich richtig. Auch da 
habe ich in Bezug auf die großen amerikanischen 
Oligopole eine klare Meinung. Also das bekom-
men wir nicht durch Fusionen deutscher, europäi-
scher Champions hin, das sind innovative Sachen. 
Also dann  
eher Richtung Wagnisfonds, Erleichterung der Be-
dingungen, aber auch Gegenwehr. Gegenwehr ge-
gen die amerikanische Dominanz in Europa. Der 
Spiegel oder die Süddeutsche Zeitung hatten ir-
gendwann mal als Datenkolonie der Amerikaner 
bezeichnet. Wenn wir europäisches oder deut-
sches Recht so konsequent bei den Internetkonzer-
nen anwenden würden, wie die Amerikaner ihr 
Recht bei den Autokonzernen, bei den deutschen 
Autokonzernen, wären wir da weiter. Da wäre das 
Geschäftsmodell von Amazon in Deutschland aber 
extrem eingeschränkt. Wir müssen nur durchgrei-
fen und gleiche Startbedingungen schaffen. Das-
selbe mit dem Steuerrecht, wo diese Konzerne 
dann Schlupflöcher in Irland und so weiter nut-
zen. Da ist ein Stück Souveränität, ein Stück har-
tes Handeln auf deutscher und europäischer 
Ebene gefordert. Das ist das Eine, um da über-
haupt wieder gleichziehen zu können. Denn Ame-
rika setzt natürlich eine sehr zielorientierte Au-
ßenwirtschaftspolitik in all diesen Bereichen ein, 
eine sehr an den eigenen Unternehmen orien-
tierte. Das ist das Eine und das sage ich auch als 
auch amerikanischer Staatsbürger, der dort 
10 Jahre gelebt hat. Und das zweite ist, dass das 
Thema „Digitale Diktatur“ ein bisschen untergeht. 
Das ist auch nicht Kernthema hier, aber bei dem 
ganzen Ruf nach „Förderung der Internetwirt-
schaft“ haben wir viel zu wenig auf dem Bild-
schirm, dass wir natürlich auch gesellschaftlich, 
was die Bürgerrechte angeht, in eine Transforma-
tion hineinkommen, die höchst gefährlich sein 
kann. Also, diese schleichenden Freiheitsein-
schränkungen, die Macht der Datenkraken, der In-
ternetkonzerne, die muss auf das Tapet, und die 
muss untersucht werden und wir müssen da wirk-
lich in der Gesetzgebung auf deutscher und euro-
päischer Ebene nachziehen, was Bürgerrechte an-
geht, was Datensouveränität angeht. Fördern ist 
das Eine, aber bitte auch die Bürgerrechte nicht 
vergessen. Das wäre mir als Thema sehr, sehr 
wichtig. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Kollege Willsch bitte. 
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Abg. Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): Ja, ich habe 
eine Frage an den Herrn Professor Dr. Haucap. Sie 
zeigen in Ihrer Stellungnahme unter Punkt 13 Lö-
sungsmöglichkeiten auf, um die Benachteiligun-
gen, die dem stationären Fachhandel gegenüber 
dem Online-Handel in der Krise entstanden sind, 
aufzuheben. Glauben Sie, dass ihre Hinweise auch 
auf den Bereich der Gastronomie übertragbar wä-
ren? Denn dort haben wir ja auch Familienfeiern, 
die nachgeholt werden müssen. Häufig bestehen 
in diesem Bereich Hindernisse wegen der Arbeits-
zeit, des Kündigungsschutzes oder auch Ein-
schränkungen wegen geringfügiger Beschäftigung. 
Glauben Sie, dass wir durch gezielte Durchlüftun-
gen des Arbeitsmarktes Erleichterungen schaffen 
könnten? Und die zweite Frage richtet sich an 
Herrn Professor Eilfort zum Thema Europa. Sie 
haben ja dazu Stellung genommen und deutlich 
gemacht, dass natürlich Verteilungskämpfe da 
sind. Es ist ja auch bemerkenswert, dass die Italie-
ner beispielsweise 35 Milliarden aus dem ESM 
nicht genommen haben, sondern lieber darauf 
warten, dass es geschenktes Geld gibt. Das ist ja 
ein bisschen so, als wenn man die Diskussion da-
rüber hört, dass man dem Bauer empfiehlt, er soll 
auf der Straße Geld verteilen, damit die Leute auf 
dem Markt dann seine Kartoffeln kaufen. Das ist ja 
kein nachhaltiges Geschäftsmodell. Können Sie 
das nochmal ein bisschen näher ausführen? 
Danke. 
 
Der Vorsitzende: Herr Professor Dr. Haucap mit 
der Bitte, sich die Frage zu teilen. 
 
SV Prof. Dr. Justus Haucap (Heinrich-Heine-Uni-
versität Düsseldorf, Düsseldorfer Institut für Wett-
bewerbsökonomie): Vielen Dank, Herr Abg.  
Willsch, für die Frage. In der Gastronomie wird 
es, so meine Einschätzung, leider noch deutlich 
schwieriger als im Einzelhandel sein. Wir können 
zwar die Angebotsbedingungen sicherlich etwas 
vereinfachen, aber die Nachfrage wird einfach 
deswegen auch zurückhaltend sein, weil bei den 
Leuten eine gewisse Vorsicht eingekehrt ist. Selbst 
hypothetisch, wenn wir den Lockdown aufheben 
werden, haben die Leute doch ihr Verhalten geän-
dert und werden es weiter ändern. Natürlich kom-
men dann kostentreibende Faktoren noch dazu, 
weil einfach die Tische weiter auseinanderstehen 
müssen etc., sodass ich mit den gleichen Fixkos-
ten letztendlich nicht mehr die gleiche Anzahl an 

Gästen durchschleusen kann. Umso notwendiger 
ist es vielleicht, da etwas zu tun. Andererseits, das 
hören die Gastronomen sicherlich nicht allzu 
gerne, ist es so, das ist kein Markt mit ganz, ganz 
großen Eintrittsbarrieren. Das heißt, fast jeder 
Gastwirt hat schon einmal zugemacht und macht 
auch wieder auf. Das ist gar nicht mal so unge-
wöhnlich, dass man mehrere Gastronomien im 
Laufe seines Lebens betreibt. Das ist ein Markt mit 
viel Entry und Exit, wie wir als Ökonomen sagen 
würden. Das ist zwar bedauerlich für die einzel-
nen Leute, aber das ist ein bisschen auch die Na-
tur der Branche. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Professor Eilfort 
bitte. 
 
SV Prof. Dr. Michael Eilfort (Stiftung Marktwirt-
schaft): Ja, bei allem Mitgefühl für die italienische 
Situation und für das, was nicht nur in Bergamo 
passiert ist, es gibt jetzt besondere Instrumente. 
Wir diskutieren über Merkel- und Macron-Pläne. 
Es ist eine besondere Zeit, aber man darf dabei 
nicht verdrängen, dass das, was jetzt diskutiert 
wird, nur eine knappe Stufe hinter den Eurobonds 
liegt und dass die Eurobonds aus Italien schon ge-
fordert wurden und zwar 2011 oder 2015 mit an-
deren Begründungen. Damals war es die Migra-
tion, 2018, als die Autobahnbrücke einstürzte und 
jetzt 2020 im Rahmen von Corona. 
 
Abg. Klaus-Peter Willsch (CDU/CSU): So ist es. 
 
SV Prof. Dr. Michael Eilfort (Stiftung Marktwirt-
schaft): Es geht um eine strukturelle Veränderung 
der Währungsunion, die ich persönlich zutiefst 
ablehne, denn sie widerspricht nicht nur den Eu-
ropäischen Verträgen, sondern sie nimmt Hand-
lung und Haftung auseinander. Und wenn Europa, 
wenn der Ruf nach mehr Europa immer nur die 
Chiffre für frisches Geld ist, das andere bereitstel-
len und das dann woanders ausgegeben wird, 
dann wird das auf Dauer nicht funktionieren. In-
soweit haben wir jetzt eine Ausnahmesituation. 
Man kann über manches nachdenken, aber es 
muss befristet sein, klar limitiert sein, auch in der 
Sache, und es darf nicht den Weg frei machen zur 
Transferunion, das wäre völlig falsch. Genauso 
sehe ich die Initiativen in Brüssel, und wir sind 
hier ja im Saal des Europaausschusses. Die Initia-
tiven in Brüssel, da ist manches richtig auch im 
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Hinblick der Förderung dessen, was hier schon 
breit diskutiert wurde. Digitalisierung, Schwer-
punktprojekte, Innovation, aber Subsidiarität bitte 
nicht vergessen. Europa soll anreizen, ermögli-
chen, fördern, aber bitte nicht steuern und vor  
allem nicht, nivellieren zwischen Salamanca, Sar-
dinien und Sachsen. Das funktioniert nicht. 
Danke. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Wenn ich das erste Mal 
klingele, dann haben Sie noch 5 Sekunden. Als 
nächstes Herr Abg. Ullrich von der FDP bitte.  
 
Abg. Gerald Ullrich (FDP): Ja, Herr Vorsitzender, 
vielen Dank. Wir sind mitten in einer Krise. Die 
epidemische flacht langsam ab, aber die wirt-
schaftliche Krise frisst sich durch unser Land. Das 
sehen wir ganz deutlich. Ich habe diesbezüglich 
zwei Fragen an Herrn Professor Dr. Felbermayr. 
Die erste Frage geht um das Konjunkturprogramm. 
Sehen Sie wirklich, dass wir es in diesem Kon-
junkturprogramm, was ansteht, schaffen, auch 
gleichzeitig ein Transformationsprogramm mit un-
terzubringen oder sind Sie der Meinung, dass wir 
erstmal nur die Wirtschaft wieder auf ihr langfris-
tiges Produktionspotential bringen müssen, um 
uns dann anschließend auch um strukturelle 
Dinge kümmern zu können? Und die zweite Frage 
wäre, die Betriebe schreien nach Liquidität. Das 
ist im Moment das Allerwichtigste, das es über-
haupt gibt. Wir sprachen vorhin schon über inno-
vative Ansätze für Liquidität. Wie würden Sie es 
denn sehen, wenn wir zum Beispiel bei der Ab-
führung der Umsatzsteuer von der Soll- auf die 
Ist-Besteuerung gehen würden, was ja bei Zah-
lungszielen, die im Moment in der Industrie üb-
lich sind, die sich zwischen 30 und 120 Tagen be-
wegen, schon sofort Liquidität verschafft. Und 
zweitens, was ist, wenn wir die Vorfälligkeit der 
Sozialabgaben wieder zurückdrehen würden. 
Beide Maßnahmen würden im Moment nicht  
außergewöhnlich belasten, weil wir den Betrieben 
ja ansonsten sowieso wieder Kredite zur Verfü-
gung stellen oder sonstige Zuwendungen zur Ver-
fügung stellen müssen, damit sie über diese Zeit 
kommen. Danke. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Professor Dr. Felber-
mayr bitte. 
 
SV Prof. Dr. Gabriel Felbermayr (Institut für 

Weltwirtschaft): Ja, vielen Dank für die beiden 
Fragen. Ich fange von hinten an. Ich glaube, dass 
das Instrumente sind, über die man aktiv nach-
denken sollte. Ja, die sind übrigens nicht nur in 
der Krise sinnvoll. Das kann man auch außerhalb 
der Krise für richtig halten. Da müsste man, 
glaube ich, darüber nachdenken. Dies könnte in 
der Tat Liquidität sichern, aber nochmal das Kern-
anliegen, das ich habe, das ja auch schon viele ge-
teilt haben, ist, dass wir auch etwas tun müssen, 
um die Solvenz der Unternehmen zu schützen. 
Und da sind sozusagen diese Modelle, die letzt-
lich auf Steuerstundungen hinauslaufen, dass die 
Umsatzsteuer einfach später entrichtet wird oder 
die Sozialabgaben, das hilft nicht wirklich. Also 
ich denke, ja, brauchen wir, sowieso, auch außer-
halb der Krise, aber wir müssen über zusätzliche 
Maßnahmen nachdenken. Wir sind noch nicht 
durch. Ich meine, jetzt wird manchmal so getan, 
als ob wir uns wieder den langfristigen Fragen 
widmen können mit 100 Prozent unserer Energie. 
Wir sind in der größten Wirtschaftskrise seit den 
20er Jahren, und die ist noch nicht vorbei. Wir ha-
ben vielleicht Boden gefunden, aber sie ist noch 
nicht vorbei. Deswegen würde ich auch warnen, 
dass wir jetzt überall schon transsummative Ele-
mente mit hinein reklamieren. Die drei T`s, die 
schon besprochen wurden, sind richtig, aber das 
Transformative, das jetzt viele hinein reklamieren, 
das sollte man hintenanstellen. Wir haben Wei-
chenstellen gemacht bzw. die Weichen richtig ein-
gestellt, vorher. Da müssen wir uns daran halten. 
Ich glaube, wir brauchen zum Beispiel einen CO²-
Preis. Wir müssen mehr in Forschung und Ent-
wicklung investieren, da bin ich auch dabei. Das 
war vorher richtig, ist in der Krise richtig und ist 
auch danach richtig. Aber jetzt geht es darum, 
dass wir das Vertrauen der Menschen wieder fin-
den, dass es sozusagen schnell wieder aus der 
Krise rausgeht und dass wir nach der Krise eine 
gesunde Unternehmerstruktur haben. Das ist zen-
tral, und wenn wir uns jetzt verzetteln, und ich 
muss das sagen, diese transformative Frage ist 
eine hoch kontroverse. Da werden wir keine 
schnellen Programme hinkriegen, das müssen wir 
auch wissen. Da wurde darauf hingewiesen, dass 
das nicht für die kurzfristige Lösung der Konjunk-
turprobleme ausreichen wird. Hier brauchen wir 
Instrumente, die schnell wirken und die - das 
Thema Gießkanne und Branchenneutralität wurde 
auch schon angesprochen - sozusagen nicht per se 
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strukturpolitische Veränderungen impliziert. Es 
gibt keinen Widerspruch zwischen Gießkanne 
und nicht branchenspezifisch. Ich meine, was wir 
brauchen, sind Maßnahmen, die dort helfen, wo 
die Probleme am größten sind. Wenn man anset-
zen würde bei den wegfallenden Betriebsüber-
schüssen, dann würde man dort ja stark helfen, 
wo das Leiden am stärksten ist. Das ist eben genau 
nicht Gießkanne, aber man würde dann nicht un-
terscheiden zwischen Gastronomie, Hotellerie, 
Fitnesscenter und Lufthansa, und man würde das 
im Prinzip über alle Unternehmensgrößen, über 
alle Branchen, über alle Rechtsformen anwenden 
können. Auch hätte man dort keine Diskriminie-
rung eingebaut. Ich warne wirklich davor, dass 
wir hier jetzt sagen, die Branche wollen wir schüt-
zen, die andere nicht, die Technologie fördern, 
die andere nicht. Das ist jetzt in der akuten Krise, 
in der wir sind, nicht das richtige Rezept. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Ulrich von den LIN-
KEN. bitte. 
 
Abg. Alexander Ulrich (DIE LINKE.): Ja, meine 
Frage an Herrn Körzell. Herr Körzell, Sie haben ja 
angesprochen, dass Sie bereits vor der Corona-
Krise mit dem BDI ein gemeinsames Papier ge-
macht haben, jährlich 45 Milliarden zusätzlich zu 
investieren, um das Land zukunftsfähig zu ma-
chen, und haben ja auch jetzt gesagt, an dieser Ak-
tualität geht nichts dran vorbei, sondern wir soll-
ten vielleicht jetzt die Corona-Krise auch nutzen, 
endlich in diesen Bereichen zu investieren. Des-
halb will ich allen nochmal empfehlen, sich die-
ses Papier anzuschauen. Es ist ja nicht so, dass der 
DGB mit dem BDI jeden Tag gemeinsam Papiere 
macht und da sind auch Bereiche aufgeführt, wo 
es dringend notwendig wäre. Die Frage, zwischen 
Investitionsprogramm und Konjunkturprogramm 
gibt es ja doch einen kleinen Unterschied noch-
mal, deshalb, was würde denn der DGB jetzt vor-
schlagen, um auch kurzfristig die Konjunktur 
nochmal anzuschieben? Und der zweite Punkt ist, 
Sie haben darauf hingewiesen, dass es in vielen 
Bundesländern sehr viele klamme Kommunen 
gibt, die überhaupt nicht mehr handlungsfähig 
sind. Was müsste da jetzt getan werden, damit 
auch die Kommunen ihren Beitrag leisten können, 
damit die Effekte auch erfolgreich sind? 
 
Der Vorsitzende: Herr Körzell bitte. 

SV Stefan Körzell (DGB): Ja, ich mach´s mal als 
Beispiel. Wir hatten in der Krise 2008/2009 ein 
Konjunkturprogramm von rund 2 bis 2,5 Prozent 
des BIPs und wir gehen jetzt davon aus, dass die 
Einschläge bzw. die Wirkungen dessen, was wir 
erleben im Moment, stärker sind wie das, was wir 
2008/2009 haben. Deswegen ist die Frage für uns, 
die wir diskutieren, wir werden uns nächste Wo-
che abschließend dazu eine Meinung bilden, ob 
man nicht 3 bis 4 Prozent des BIPs aufwenden 
muss für ein Konjunkturprogramm, um jetzt aus 
dieser Krise heraus zu wachsen. Das wäre ein Vo-
lumen von 100 bis 150 Milliarden Euro. Ich will 
ausdrücklich sagen, so wie Sie es in Ihrer Frage 
auch formuliert haben, das ersetzt nicht das, was 
wir im letzten Jahr vorgeschlagen haben. Bei vie-
len öffentlichen Investitionen und bei der Infra-
strukturhinken wir hinterher und sind hinterher-
gelaufen, nicht nur bei der Bildung, bei der Digita-
lisierung, bei der Ladeinfrastruktur, aber ich will 
auch sagen, für uns, und das gehört zu einem In-
vestitionsprogramm dazu, was durch ein Kon-
junkturprogramm auch ergänzt werden muss jetzt, 
gehört auch Personal dazu. Es nützt nichts, wenn 
das Geld zur Verfügung steht und in der öffentli-
chen Bauverwaltung sitzt niemand, der es bearbei-
ten kann oder, wie wir es jetzt merken, bei einer 
Pandemie auch helfen kann, weil niemand im Ge-
sundheitsamt mehr arbeitet, weil man sich dort in 
den letzten Jahren kaputt gespart hat. Wir sind der 
Meinung, man muss mit einem massiven Kon-
junkturprogramm aus dieser Krise heraus wach-
sen. Wir gehen davon aus, dass rund 1 Euro öf-
fentliches Geld bis zu 2 Euro mobilisiert, das 
heißt, man kann aus dieser Krise heraus wachsen 
und mit dem entsprechenden Wachstum verän-
dert sich dann das Verhältnis von Schuldenstand 
zu Wirtschaftskraft. Uund das zu deckeln mit ei-
ner Obergrenze, das wäre eine Stop-and-Go-Poli-
tik, die die Krise und die Auswirkungen der Krise 
nicht nur für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer verschärfen würde, sondern sie würde auch 
dazu führen, andere Maßnahmen, die hier bespro-
chen worden sind, zu konterkarieren. Wenn der 
Arbeitsmarkt zu sehr durchlüftet wird, kann es 
sein, dass die Beschäftigten eine heftige Erkältung 
haben und dann nicht mehr konsumieren. Das 
wäre im Moment der größte Fehler, den wir ma-
chen könnten in dieser Krise. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Loos bitte. 
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Abg. Bernhard Loos (CDU/CSU): Herr Vorsitzen-
der, vielen Dank für das Wort. Ich richte meine 
Fragen an den Herrn Professor Dr. Haucap, und 
zwar interessiert mich zunächst einmal, welche 
steuerlichen Maßnahmen schlagen Sie denn 
zum Beispiel für die Bewältigung der Krise vor? 
Und welche Maßnahmen, wir sollten ja nicht nur 
immer von dem reden, was der Staat tun könnte, 
welche Maßnahmen schlagen Sie zur Förderung 
privater Investitionen und staatlicher Investitio-
nen vor, das heißt also, was kann der Staat eigent-
lich tun, damit die Unternehmen auch dann einen 
Beitrag leisten können zur Investition?  
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Haucap bitte. 
 
SV Prof. Dr. Justus Haucap (hhu, DICE): Ja, vielen 
Dank, Herr Loos. Ich schließe an das an, was in 
Teilen schon gesagt wurde. Eine wichtige Maß-
nahme ist sicherlich eine bessere Ausgestaltung 
des Verlustrücktrages momentan, sowohl in quan-
titativer Höhe als auch in zeitlicher Dimension. 
Zweitens würde ich auch raten, die Zinsschran-
ken, die wir eingeführt haben, momentan zu lo-
ckern. Das haben wir ja eingeführt, um steuerliche 
Gestaltungsmöglichkeiten auszuschließen. Mo-
mentan nehmen aber viele nicht Kredite auf, weil 
sie steuerlich gestalten wollen, sondern weil sie es 
einfach müssen. Also das sollte man zumindest 
mal temporär aussetzen. Abschreibungsregeln 
wurde auch schon besprochen. Die kann man si-
cherlich verbessern, weil das natürlich direkt 
auch für die Investitionen wirkt. Gabriel Felber-
mayr hat schon angesprochen, der Solidaritätszu-
schlag, der ja häufig nur für Privatpersonen gese-
hen wird, aber auch Personengesellschaften, Un-
ternehmen, also, trifft, also hier könnte man auch 
rückwirkend die Aussetzung idealerweise ganz 
vorziehen und dann, auch das hat der Kronberger 
Kreis schon 2018 vorgeschlagen, doch dringend 
anraten, über das Thema „Patent und Lizenzbo-
xen“ nochmal nachzudenken. Momentan kriegen 
wir da auf der OECD-Ebene keine Einigung, daher 
hilft, was alle anderen Länder nutzen, dieses In-
strument, um Lizenz und Patent einen Namen in 
ihrem Land zu vereinnahmen. Wir sind da bisher 
sehr zurückhaltend geworden. Solange es da 
OECD-weit keine Einigung gibt, würde ich anre-
gen, das nochmal zu nutzen. Stromsteuer wurde 
auch schon erwähnt. Auch das ist letztendlich 
eine Steuer, auch die sollte man absenken und 

wenn wir ein bisschen langfristiger denken, wäre 
eines meiner Lieblingsprojekte immer noch eine, 
letztendlich dramatische Vereinfachung der Mehr-
wertsteuer und eine systematische, also eigentlich 
die Absenkung auf einen Satz und die Ausgleiche, 
die wir aus sozialpolitischen Gründen brauchen, 
über andere Maßnahmen zu treffen, als über die 
Mehrwertsteuer, die sehr ungenau dafür ist. Das 
wäre der Köcher an Maßnahmen, den ich jetzt 
vorschlagen würde. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Als nächstes Herr Jane-
cek bitte von den GRÜNEN. 
 
Abg. Dieter Janecek (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja, vielen Dank, Herr Präsident, ich bin dezidiert 
der Meinung, und da habe ich auch einen Wider-
spruch zu Ihnen, Professor Felbermayr und si-
cherlich auch zum Wirtschaftsflügel der Union, 
dass wir in der Krise jetzt transformativ investie-
ren sollten, und zwar sehr, sehr stark, denn wenn 
wir jetzt sehr, sehr viel Geld in die Hand nehmen, 
wir reden vielleicht von 100 Milliarden Euro, 
dann müssen wir das jetzt nutzen, um auch Kli-
maschutz, Zukunftsfähigkeit, Technologien nach 
vorne zu bringen und nicht einfach nur das zu 
konservieren, was wir bisher haben. Heute haben 
wir das Lufthansapaket, morgen reden wir über 
Kaufprämie Automobilindustrie, das ist momen-
tan noch nicht sehr transformativ, was da vorliegt. 
Deswegen die Frage an Professor Dr., nicht Profes-
sor, sondern Dr. Graichen, vielleicht nochmal Pro-
fessor demnächst, weiß ich nicht (lacht), wie Sie 
sich so einen Neustart in der Industrie und in der 
Wirtschaft vorstellen. Ich habe trotzdem auch 
noch eine kurze zweite Frage an Professor 
Haucap: Kinderbetreuung, Geld für Familien jetzt 
von Olaf Scholz, 300 Euro, was ist der richtige 
Weg? Ist es nicht viel besser, jetzt evidenzbasiert 
Schulen und Kitas zu öffnen, damit wir auch wie-
der arbeiten können und damit die Kinder endlich 
auch wieder sich treffen können. 
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Graichen, Sie sehen, der 
Bundestag fördert die wissenschaftliche Karriere. 
Bitte.  
 
SV Dr. Patrick Graichen (Agora Energiewende): 
Ja, vielen Dank. Mal gucken, ob das noch ein Teil 
meines Lebenslaufs wird. Also ja, es ist ja nur 
scheinbar richtungsfrei, wenn man jetzt sozusagen 
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allgemein fördert. De facto zementiert es die beste-
henden Strukturen, und die bestehenden Struktu-
ren sind nicht zukunftsfest. Also, eine Abwrack-
prämie, die jedes Auto fördert, baut sich das 
nächste Problem, das da nämlich lautet: 2030er 
Klimaziel, muss die Bundesregierung dann 
60 Milliarden an Strafzahlungen zahlen? Wir ha-
ben es ja vorgerechnet. Wenn man die Klima-
schutzziele im Gebäude und Verkehr nicht ein-
hält, das heißt, hier zahlt man erstmal 5 Milliar-
den für eine Abwrackprämie und dann nochmal 
60 Milliarden an Strafzahlungen für nicht erreich-
te Klimaziele. Das ist Unsinn. Und insofern ist 
jetzt tatsächlich angesagt, sozusagen zu gucken, 
wie kann ich gleichzeitig die andere Herausforde-
rung mitdenken. Und die Stahlindustrie läuft ja 
rum und sagt, gebt uns bitte die Möglichkeit, jetzt 
in Direktreduktionsanlagen zu investieren. Die 
wollen ja gar nicht mehr den klassischen Hoch-
ofen. Die Chemieindustrie weiß auch, dass die De-
karbonisierung ansteht, da geht es jetzt um Me-
thanpyrolyse und da geht es um die Frage, wie 
kann ich einen elektrischen Steamcracker hinkrie-
gen? So, das sind jetzt genau die Themen, wo man 
dann gemeinsam gucken muss, mache ich das 
jetzt über eine Investitionszulage, mache ich das 
über eine erleichterte Abschreibung, aber definitiv 
nicht, indem ich einfach nur sozusagen sage, das 
machen wir richtungsfrei. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Haucap. 
 
SV Prof. Dr. Justus Haucap (hhu, DICE): Herr Ja-
necek, Sie wissen, dass wir da absolut an einem 
Strang ziehen. Ich unterstütze das voll und ganz, 
was Sie sagen. Die momentane Politik hat Kosten 
a) für die Kinder, die nicht genug berücksichtigt 
werden, b) faktisch für die Mütter, für junge Eltern 
und auch für die Wirtschaft tatsächlich, weil ge-
rade kleine und mittlere Betriebe kaum vernünftig 
planen können, wann junge Eltern denn wohl 
wieder zu geregelter Arbeit bei ihnen übergehen. 
Für große Betriebe ist das vielleicht managebar, 
für Kleinbetriebe ist das total schwer. Die wissen 
noch nicht einmal, ob im August/September ihre 
Arbeitgeber, die Eltern sind, irgendwie wieder 
vernünftig arbeiten können. Also es hat auch wirt-
schaftliche Konsequenzen. Nicht nur für die Kin-
der und Eltern, auch wenn das noch wichtiger ist. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Kollege Mohrs bitte. 

 
Abg. Falko Mohrs (SPD): Ja, Dankeschön, Herr 
Vorsitzender. Ja, irgendwie reizt es mich ja fast, 
was zu Professor Eilfort und seinen Einlassungen 
zu Europa zu sagen. Ich sag mal, die Bedeutung 
der Importnation Deutschland oder andersrum, 
Europa für Deutschland, Fragen wie Solidarität  
oder Verantwortung lassen wir mal außen vor, 
aber anders als andere will ich lieber Fragen stel-
len und die gehen in dem Fall jetzt an Professor 
Südekum. Ich würde zwei Fragen ansprechen 
wollen, die Sie in Ihrer Stellungnahme ja bereits 
thematisiert haben. Das eine knüpft an meinen 
Kollegen Ulrich an, die Frage der kommunalen 
Bedeutung und gegebenenfalls eben auch kommu-
naler Hilfsprogramme und der Altschuldenthema-
tik. Für die Kommunen, da würde mich nochmal 
interessieren, wie oder die Bitte, das auszuführen, 
was Sie in Ihrer Stellungnahme dort angerissen 
haben. Und das zweite bezieht sich nochmal auf 
die Frage von Existenzgründern und Startups, ja 
auch ein Thema, was Sie kurz angerissen haben 
über das, was jetzt ja als Sofortprogramme in 
Höhe von 2 Milliarden vorgesehen ist, vielleicht 
können Sie nochmal sagen, wo weitere Ansatz-
punkte aus Ihrer Sicht dort wären. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Südekum bitte. 
 
SV Prof. Dr. Jens Südekum (HHU): Ja, vielen 
Dank, Herr Mohrs, für die Frage. Zunächst zum 
Thema Kommunalfinanzen. Es ist von entschei-
dender Bedeutung, weil wir eben wissen, dass ein 
Großteil, fast zwei Drittel aller öffentlichen Inves-
titionen, von den Kommunen getätigt werden. Das 
heißt, wenn jetzt die Wirtschaftskrise über weg-
brechende Gewerbesteuereinnahmen, über stei-
gende Ausgaben, zum Beispiel im Grundsiche-
rungsbereich, auf die Kommunalfinanzen durch-
schlagen, dann wird es dort einen Spardruck ge-
ben und die einzige Stelle, wo sich das entladen 
kann neben einer Kürzung von Sozialinitiativen, 
Jugendinitiativen und so weiter, ist dann eben ein 
weiteres „Auf-die-lange-Bank-schieben“ von kom-
munalen Investitionen, was verheerend wäre und 
was im Prinzip genau entgegengesetzt zu dem ver-
läuft, was wir wirklich brauchen, denn das ist ja 
eben eine Steigerung der Investition. Insofern ist 
Kommunalfinanzen ein ganz entscheidender 
Punkt bei der Gestaltung des Paketes und die Vor-
schläge, die zum Beispiel von Olaf Scholz auf den 
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Tisch gelegt wurden, halte ich da für sehr ver-
nünftig, dass man zum einen sagt, in der ers-
ten Säule ein Wegbrechen der Gewerbesteuerein-
nahmen, das muss kompensiert werden, das kann 
nicht eine einzelne Kommune alleine machen, da 
muss in dem Sinne Bund und die Länder als Ver-
sicherung so gesehen einspringen, um diesen 
Wegfall zu kompensieren. Zum anderen ist aber, 
und das ist auch klar, eine große Investitions-
bremse in vielen Kommunen eben die drückende 
Altschuldenbelastung, insofern sollte man aus 
meiner Sicht in diesem Kommunalpaket die bei-
den Dinge miteinander kombinieren und das ist 
auch insofern elegant, weil eben die erste Säule 
bei den Gewerbesteuern, das hilft insbesondere 
den sehr steuerstarken Kommunen in Süd-
deutschland, während die Altschuldenproblema-
tik vielen Kommunen in Westdeutschland, NRW, 
Rheinland-Pfalz hilft. Dass das gemacht werden 
muss, war ohnehin klar. Es ist jetzt nur noch eine 
Frage, wer tut es? Tut es der Bund, tun es die Län-
der, ich denke, am Ende ist es das Wichtigste, 
dass dort ein Fortschritt erzielt wird, und dass 
dort ein Kompromiss kommt. Also, das hat für 
mich eine der allerhöchsten Prioritäten. Und ganz 
kurz zum Thema Startups. Da kann ich vieles be-
stätigen, was Kollege Haucap, der ja neben mir 
sitzt, auch gesagt hat. Die Startups fallen so ein 
bisschen durch die Fördermaßnahmen, die wir ja 
angeschoben haben, ein bisschen raus, ja. Verlust-
rücktrag bringt für die nichts, weil man erstmal 
keine Gewinne macht auf absehbare Zeit. KfW-
Kredite, sich da vollzusaugen, ist für viele Start-
ups nicht möglich, insofern ist dort aus meiner 
Sicht vor allem erstmal ein wichtiges Bekenntnis, 
dass die Startups-Förderung weiterläuft, auch 
wenn viele Startups jetzt vielleicht scheitern soll-
ten, was vermutlich nicht ganz zu verhindern ist, 
dass die Startups-Förderung auch in Zukunft 
dann weiterläuft und auch skaliert wird nach 
oben, denn wir wissen ja, bei vielen Startups, dass 
das größte Problem weniger in dieser Frühphase 
liegt, sondern letztendlich auf der Wachstums-
phase. Ich denke, da ist vor allem auf europäi-
scher Ebene ein europäischer Kapitalmarkt für 
Startups, für Venture Capital, für Wachstumskapi-
tal vor allem, erforderlich, und das ist ein Thema, 
was gesamteuropäisch angegangen werden sollte 
und da muss ich auch sagen, da habe ich mit den 
Vorschlägen, die Herr Eilfort gemacht hat, auch 
meine Schwierigkeiten. Ich denke, das ist ein 

klassisches Beispiel für ein europäisches Pro-
gramm, für ein europäisches Gut, was dann eben 
auch letztendlich auf der zentralen europäischen 
Ebene vernünftig finanziert werden sollte, 
zum Beispiel über gemeinsame europäische An-
leihen, wie sie ja von Frau Merkel und Emmanuel 
Macron jetzt vorgeschlagen wurden. 
 
Der Vorsitzende: Dankeschön. Als nächstes Herr 
Bleser bitte von der CDU/CSU-Fraktion. 
 
Abg. Peter Bleser (CDU/CSU): Danke für´s Wort. 
Ich würde Herrn Dr. Treier gerne befragen und 
den Professor Eilfort. Wir haben jetzt die Pande-
mie, ich sag´s mal, was Hilfen angeht, weitgehend 
aus dem Kopf und wir reden jetzt über ein Kon-
junkturprogramm mit dem Ziel, Beschäftigung zu 
sichern und vielleicht sogar zu steigern. Ich hätte 
deswegen die Frage, wie schätzen Sie es ein, wie 
sollen wir dieses Konjunkturprogramm ausrich-
ten? Sehen Sie Strukturfragen wie eine leistungs-
fähige IT-Struktur in Deutschland, aber auch in 
ganz Europa, also 5G und Breitband mit sicheren 
Leistungen? Die Energiewende anzureizen, glaube 
ich, ist auch sinnvoll und auch die Forschung in 
den Unternehmen, die jetzt Leute in Kurzarbeit 
schicken, kann man auch dort einsetzen. Welche 
Anreize würden Sie setzen oder welche Anreize 
empfehlen Sie uns, sowohl national wie europä-
isch zu setzen? Weil die Entscheidungen stehen 
jetzt an. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Treier mit der Bitte, 
die Frage zu teilen. 
 
SV Dr. Volker Treier (DIHK): Ja, Dankeschön. 
Also, wir sind beim Thema der Überbrückungs-
krediten und der Phase 1, sind wir auch noch 
nicht hinaus und in unserer Lesart würden wir 
unter dem Label Konjunkturprogramm durchaus 
die Unterstützung der Unternehmensstruktur, so 
wie wir sie gewohnt sind, die auch zukunftsfest 
ist, mit berücksichtigen. Wir haben gerade gehört, 
Unternehmen saugen sich mit KfW-Krediten voll. 
Das ist ja auch ein Problem. Die laufen nämlich 
dann teilweise in die Überschuldung rein. Und 
deswegen ist jetzt Eigenkapital Thema. Wir haben, 
das Stichwort ist kurz genannt worden, Überbrü-
ckungshilfen für die mittelständische Wirtschaft. 
Also im Raum steht bis zu 249 Beschäftigten, 
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Fixkostenzuschuss, Verlustverrechnung, jetzt ge-
hen wir schon stärker rein in die Frage auch der 
Eigenkapitalstärkung, europäisch Wagniskapital-
fonds, das wäre eine Aufgabe. Wir überfordern im 
Moment den Staat, sowohl mit Krediten, aber 
auch, wenn wir den Wirtschaftsstabilisierungs-
fonds sich ansehen. Also, die Frage zu stellen, wie 
können wir privates Kapital wieder anreizen? 
Pensionskassen sind teilweise voll, Lebensversi-
cherer, die haben Liquidität, die suchen so eine 
Anlage, also hier über eine, und am besten euro-
päisch, Public Private Partnership sozusagen. Also 
europäische Lösung, Fondslösung, die sind jetzt 
den Schweiß des Edlen wert. Und dann in die In-
vestitionsmöglichkeiten der Unternehmen reinge-
hen, steuerliche Abschreibungsbedingungen, An-
hebungen geringwertiger Wirtschaftsgüter, also in 
den Bereichen können wir viel machen, und das 
muss gar nicht so viel mehr kosten. Ein letztes zu 
Europa: Wir sehen die Notwendigkeit zu dem, 
was Herr Eilfort gesagt hat, alles richtig. Auf der 
anderen Seite haben wir natürlich auch diesen 
großen Absatz, aber auch Zuliefermarkt Europa, 
um es mal wirtschaftlich zu betrachten, und hier 
sind Maßnahmen. Und wenn man die projektba-
siert und temporär, so coronabedingt mit Rück-
griff auf die Ideen des Merkel-Macron-Vorschlags, 
da kann man was draus machen. Aber es muss 
konkreter und spezifischer sein. 
 
Der Vorsitzende: Herr Eilfort, eine Minute. 
 
SV Prof. Dr. Michael Eilfort (Stiftung Marktwirt-
schaft): Ja, Europa als Stichwort, wir sind natür-
lich solidarisch und es ist auch noch kein deut-
scher Sparer auf die Straße gegangen und hat da-
gegen demonstriert, dass über die Niedrigzinspoli-
tik, die vornehmlich anderen Ländern hilft, auch 
den deutschen Haushalt entlastet natürlich, dass 
darüber die eigenen Nachteile nicht mitgetragen 
werden, die jedes Jahr auf den Abrechnungen der 
Lebensversicherungen, der Riesterverträge und so 
weiter, absehbar sind. Also das, was da nicht 
kommt. Aber zu dem Hauptpunkt Anreize. Der 
Staat muss da was tun, wo er handeln kann und 
wo die einzelnen Unternehmen überfordert sind, 
also Rahmenbedingungen setzen, Angebote schaf-
fen und der Schwerpunkt ist einfach, und das hat 
sich in dieser Corona-Pandemie gezeigt, da sind 
wir in Deutschland ein paar Jahre zurück. Digitali-

sierung, Innovation, aber vor allem Digitalisie-
rung, es kann nicht sein, dass Bundesministerien 
ihre Mitarbeiter ins Homeoffice schicken und die 
keine Geräte haben, um von dort aus zu arbeiten, 
sondern dass denen einfach gesagt wird, ihr haltet 
euch zur Verfügung. Es kann nicht sein, dass in 
kommunalen Bauämtern und Grundbuchämtern 
die Leute zu Hause bleiben, aber nicht die Aus-
stattung haben, um dann die Anträge weiter zu be-
arbeiten und vieles liegen bleibt. 
 
Der Vorsitzende: Herr Holm, AfD, bitte.  
 
Abg. Leif-Erik Holm (AfD): Ja, vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Ich würde in dieser Runde ganz 
gerne nochmal ausloten, wie weit wir finanziell 
eigentlich mit den Hilfen gehen können. Es ist ja 
sehr viel Steuergeld, was wir jetzt in den Topf 
werfen für verschiedene Hilfsmaßnahmen, für ein 
Konjunkturpaket möglicherweise. Die Frage an 
Professor Otte, wie weit kann´s hochgehen mit 
den Schulden und wie bauen wir dann die ge-
schickt auch wieder ab über die Zeit? 
Zweite Frage bitte an Professor Felbermayr, und 
zwar jetzt Blick Richtung Ausland. Italien, hier er-
warten wir einen massiven Aufwuchs der Schul-
denquote, ganz klar. War vorher natürlich das 
Problem schon da, jetzt wird es aber nochmal stär-
ker, auch durch Corona, wenn der Zähler steigt 
und der Nenner sinkt, dann steigt die Schulden-
quote natürlich dramatisch. Wir erwarten 2021 
170 Prozent. Was hat das für uns für Implikatio-
nen in Deutschland und auch in der Eurozone? 
Wie kann man dieses Problem dann überhaupt 
noch angehen? Das ist ja nicht mehr tragfähig 
dann, so eine Schuldenquote. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Otte bitte. 
 
SV Prof. Dr. Max Otte (Unternehmer, Investor und 
Philantroph – Ehemaliger ordentlicher Professor 
für quantitative und qualitative Unterneh-
mensanalyse und-diagnose an der Universität 
Graz, ordentlicher Professor a.D. für internationale 
und allgemeine BWL an der Hochschule Worms): 
Also ich stimme Herrn Felbermayr zu, dass wir 
noch in der Krise sind, dass wir auch mehr inno-
vative Beihilfen brauchen, mehr oder weniger 
Gießkanne, damit wir erstmal durchkommen, also 
Kostenzuschüsse, Fixkostenzuschüsse, vielleicht 
sogar Umsatzausfallkompensation, das hat Herr 
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Stelter auch vorgeschlagen. Da müssen wir richtig 
ran über ein paar Monate, die Kredite waren da 
falsch zum Teil, weil die ja später trotzdem zu  
einer Kreditdeflation führen könnten, zu Einspa-
rungsmaßnahmen, wir müssen direkte Zuschüsse 
machen und dann könnte es sein, dass mit den 
ganzen Investitionsprogrammen und so weiter un-
ser Schuldenstand um 30 Prozent des BIP steigt. 
Ich habe das natürlich nicht genau durchgerech-
net, aber es wird eine signifikante Summe. Wir 
haben in den letzten 10 Jahren kaum ein so schäd-
liches Dogma in der Wirtschaftspolitik gehabt, wie 
die schwarze Null für Deutschland. Vielleicht 
noch die Euro-Rettung. Es wird also massiv in 
weitere Verschuldung gehen. Die Südländer in 
der Euro-Zone machen das auch. Das heißt wiede-
rum, es wird irgendwann auf eine Monetisierung 
der Schulden hinauslaufen, auf eine Schulden-
streichung. Und da schlage ich einen europäi-
schen Schuldentilgungsfonds vor, der allerdings 
75 Prozent oder 70 Prozent des BIP jedes Landes 
dann erlässt. Also, damit auch die Guten belohnt, 
die sparsamer waren, dass im Prinzip Sparsamkeit 
belohnt wird, aber nichtsdestotrotz Mittel zur Ver-
fügung stehen. Wir werden nicht aus diesen 
Schulden rauskommen durch normale Maßnah-
men. Das möchte ich zum Schluss noch mit Er-
kenntnissen von Ray Dalio, der auch Praktiker ist, 
150 Milliarden verwaltet, der 38 Schuldenkrisen 
studiert hat, gesagt hat, man braucht eine Mi-
schung aus inflationären und deflationären Maß-
nahmen, und da wird Schuldenstreichung dazu-
gehören nach dieser Krise. Ich sehe keinen ande-
ren Weg daraus.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Felbermayr. 
 
SV Prof. Dr. Gabriel Felbermayr (IfW Kiel): Ja, 
Thema Italien, in der Tat, wir müssen davon aus-
gehen, dass der Schuldenstaat massiv ansteigt 
noch in Italien. Die Frage ist, ist das in der, ist das 
kurzfristig erträglich und die Antwort ist ja, so-
lange die Europäische Zentralbank mit ihren li-
quiditätsstützenden Maßnahmen weiter das tut, 
was sie angekündigt hat, deswegen ist da, glaube 
ich, kurzfristig keine große Sorge, aber langfristig 
werden wir uns fragen müssen in der Euro-Zone, 
wie wir mit dem Schuldenstand, mit dem Legacy 
sozusagen, den ererbten hohen Schuldenständen 
umgehen, und ich glaube, da werden wir auch 

nach der Krise kreativ drüber nachdenken müs-
sen, was man da macht, ob ein Schuldenschnitt 
erforderlich ist in der ein oder anderen Form, das 
glaube ich in der Tat. Wie man das administriert, 
darüber müssen wir streiten, aber wir werden  
sicherlich nach der Krise hier ganz neu über die 
hohen Schuldenstände in der Euro-Zone nachden-
ken müssen. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Kollege Westphal bitte. 
 
Abg. Bernd Westphal (SPD): Vielen Dank, Herr 
Vorsitzender. Eine Frage an Dr. Gärber. Wir haben 
ja viel über Transformation gesprochen. Die Frage 
ist ja, brauchen wir dafür einen Eigenkapitalfonds, 
der Unternehmen dann in die Lage versetzt jetzt 
mit diesem Liquiditätsabschluss, den wir da ha-
ben, überhaupt diese Transformation zu organisie-
ren und zu gestalten. Und das zweite ist, wie 
kriegt man diese Brücke organisiert? Ich meine, 
angekommen in der Realität, wer jetzt Autos pro-
duziert, die mit Verbrennungsmotoren arbeiten, 
wird nicht morgen voll umstellen auf Elektro. Das 
heißt, wie kann man diese Brücke organisieren? 
Natürlich den Fokus auf klimafreundliche Tech-
nologien und Innovationen, aber irgendwie müs-
sen wir die Brücke organisieren und wie kriegen 
wir Beschäftigung erhalten und trotzdem den Mo-
dernisierungsprozess organisiert? 
 
Der Vorsitzende: Herr Dr. Gärber. 
 
SV Dr. Andrä Gärber (Friedrich-Ebert-Stiftung 
e.V.): Ich darf anfangen mit der Brücke. Gerade 
was Verbrenner anbetrifft. Meine Lösung ist, und 
da gibt es ja die zwei großen Streitpunkte, die man 
hat, erstens, autonomes Fahren oder eben manuel-
les Fahren, Individualverkehr, und das zweite ist, 
selbst zu besitzen oder eben zu teilen. Das ist also 
eine neue Art von Mobilität. Und hier geht es um 
die Mobilitätsdienstleistungen, und wenn man 
das sagt und deutlich macht auch, dass der ÖPNV 
gefördert werden soll, kann man durchaus auch 
was für unsere deutschen Autoproduzenten ma-
chen. Das wäre für mich eine Brücke, um be-
stimmte Ausnahmefälle dann eindeutig zu redu-
zieren. Zweitens, mit dem Eigenkapitalfonds, was 
Unternehmen anbetrifft und ich habe da das 
meiste geteilt, was die steuerlichen Fragen anbe-
trifft, mit Verlustvorträgen und dergleichen,  
Eigenkapitalaufbau bei Unternehmen, hier geht es, 
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glaube ich, vor allen Dingen um KMUs und Start-
ups, da habe ich ja meinen Vorschlag formuliert, 
dass wir da tatsächlich auf europäischer Ebene  
einen Venture-EU-Fonds aufbauen sollten und in 
Deutschland eben einen sogenannten Staatsfonds, 
der das machen würde und damit eben auch die 
Eigenkapitalausstattung von Unternehmen dann 
deutlich verbessern könnte. Ich möchte aber noch 
einen Punkt sagen zu den Kommunen, wenn ich 
darf. Jens Südekum hat es erwähnt. Für mich war 
ein wichtiger Punkt, der noch gefehlt hat bei der 
großen regionalen Strukturförderung, nämlich, 
wer bestellt, bezahlt, das ist das Konnexitätsprin-
zip, das heißt, wenn der Bund Aufgaben auf die 
kommunale Ebene überträgt, wie zum Beispiel die 
Kosten der Unterkunft, dann soll er auch dafür 
dann zahlen. Und das würde die Kommunen 
deutlich besser machen und wir haben einen indi-
katorengestützten Disparitätenbericht entwickelt 
als Ebert-Stiftung, und auch hier wird ganz deut-
lich, wir müssen die unterschiedliche regionale 
Entwicklung ungleich behandeln. Das heißt, wir 
haben in Deutschland mittlerweile 5 große Regio-
nen, prosperierende Großstädte, aber eben mit 
Gentrifizierungstendenzen, wir haben ein starkes 
Umland, wir haben eine starke Mitte, aber wir ha-
ben dann eben den großen ländlichen Raum, vor 
allen Dingen in Ostdeutschland und die Mittel- 
und Großstädte im dauernden Strukturwandel, 
und hier müssen wir eben indikatorengestützt 
endlich mal versuchen, auch die Ungleichheit, die 
regionale, dann abzubauen. Und noch ein letztes 
Wort auch zur, ich muss auch für den Herrn Eil-
fort antworten, auch wenn wir an Europa glauben, 
das große Problem ist ja, dass wir keine Wirt-
schafts- und Währungsunion haben, sondern bes-
tenfalls eine europäische Geldpolitik, aber keine 
Art von europäischer Fiskalpolitik. Und jetzt wäre 
es mal die Möglichkeit, Einnahmen zu schaffen 
auf europäischer Ebene, um die Abhängigkeit von 
der Schacherei der Nationalstaaten abzubauen 
durch eine Einführung, zum Beispiel einer euro-
paweiten CO²-Steuer und so weiter, da gibt es sehr 
viele Beispiele und da muss ich schon betonen, 
also dass wir dann den Südländern immer helfen 
wollen, Sie müssen sich mal angucken, was Ita-
lien geschafft hat. Die haben einen fortlaufenden 
Primärüberschuss geschafft, das heißt, sie haben 
mehr staatliche Einnahmen als Ausgaben gene-
riert. An was sie leiden, sind die großen Altschul-
den. Und da muss man doch mal deutlich sagen, 

dass auch die Südländer es verstanden haben, Pri-
märüberschüsse zu erzeugen. Ich bin etwas abge-
fallen. 
 
Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank. Herr 
Rouenhoff bitte. 
 
Abg. Stefan Rouenhoff (CDU/CSU): Dankeschön. 
Meine erste Frage geht an Herrn Professor Dr. Fel-
bermayr. Und zwar geht es um die Automobilin-
dustrie. Wir hatten ja heute schon gehört, dass in 
dieser Runde hier branchenspezifische Forderun-
gen nicht der richtige Weg sind. Jetzt wird aber 
auf anderer Seite gesagt, dass die deutsche Auto-
mobilindustrie inklusive der Zulieferer so wichtig 
ist, dass hier am Ende doch was getan werden 
muss. Meine, und in dem Zusammenhang wird 
aber immer wieder auch auf die Streueffekte hin-
gewiesen, weil natürlich viele Automobilherstel-
ler dann profitieren würden, die jetzt nicht aus 
Deutschland stammen. Meine Frage an Sie: Wie 
schätzen Sie diesen Sachverhalt ein, auch mit 
Blick auf die Zulieferer? Und die zweite Frage 
geht an Herrn Dr. Treier. Wir sind ja gerade in der 
Diskussion über die Änderung der Außenwirt-
schaftsverordnung mit Blick auf die EU-Scree-
ning-Verordnung, also die Umsetzung der EU-
Screening-Verordnung. Mich würde interessieren, 
ob Sie hier durch die strengere Überprüfung von 
Unternehmensübernahmen eine Gefahr sehen für 
Investitionen am Standort Deutschland oder Sie 
am Ende sagen würden, nein, das hilft eigentlich 
der deutschen Wirtschaft, weil hier Unternehmen 
Zukunfts-, also Unternehmen mit Zukunftspers-
pektive bzw. in strategischen Sektoren davon pro-
fitieren. Dankeschön. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Felbermayr bitte. 
 
SV Prof. Dr. Gabriel Felbermayr (IfW Kiel): Ja, 
vielen Dank, Herr Rouenhoff. Ich bin nicht für 
eine Abwrackprämie. Das habe ich auch mehr-
mals öffentlich gesagt. Wir haben schon ein An-
reizsystem für die sauberen Autos, 
6 bis 6 000 Euro, das steht schon. Ich glaube auch 
nicht, dass wir da ein Kaufkraftproblem haben. 
Wer nach einem Leasingangebot sucht heute, der 
findet super Konditionen. Auch die Massenkauf-
kraft wäre eigentlich da. Das ist also, glaube ich, 
nicht das Problem. Dann haben Sie angesprochen, 
wir haben hohe Importquoten, deutsche Autos 
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werden im Ausland hergestellt und dann in 
Deutschland verkauft. Die würden also im Aus-
land die Beschäftigung sichern mit diesen deut-
schen Steuermitteln. Dazu kommt, dass aber auch 
umgekehrt die Exportquote extrem hoch ist, das 
heißt, große Produktionsanteile in Deutschland 
profitieren gar nicht von der Absatzförderung in 
Deutschland, weil die Autos ja ins Ausland gehen. 
Also, nein, aber das heißt nicht, dass man nicht 
auch für die deutsche Automobilindustrie etwas 
tun muss, aber das gilt dann im Prinzip für alle, 
auch, nicht, ich glaube, dass Investitionsförderung 
auch hier hilft, die Automobilindustrie ist in dem 
technologischen Wandel, sie müssen umstellen, 
deswegen transformativ ja, natürlich, auch die 
Automobilindustrie wird die Anreize, die wir ge-
ben, wenn sie mehr investieren, so tun, so einset-
zen, dass das zusammenpasst mit den Dekarboni-
sierungsplänen. Wir können auch mit diesem vor-
geschlagenen Ersatz der Betriebsüberschüsse den 
Unternehmen Spielräume geben, dass sie 
zum Beispiel Preissenkungen machen. Aber eine 
Abwrackprämie, die wäre, glaube ich, ökono-
misch nicht sinnvoll. Sie wäre, wenn wir funkti-
onsfähige Autos abwracken, das ist auch ökolo-
gisch, sozusagen, wirklich absolut unsinnig, des-
wegen die allgemeinen Regime so einstellen, dass 
sie auch und gerade der Automobilindustrie hel-
fen, aber keine speziellen Programme für die Kfz-
Industrie. 
 
Der Vorsitzende: Herr Treier, eine Bemerkung, 
eine halbe Minute bitte, weil sonst haben wir die 
Tendenz, bei zwei Fragen weiten wir die Zeit aus. 
 
SV Dr. Volker Treier (DIHK): Das Außenwirt-
schaftsgesetz sollte nicht Corona-bedingt verän-
dert werden, sondern ein Gesetz sollte sozusagen 
für alle denkbaren Szenarien gemacht werden so, 
dass es gut ist. Die jetzt angegangenen Verände-
rungen führen nicht dazu, dass der Investitions-
standort Deutschland oder die Investition in deut-
sche Unternehmen per se gefördert werden. Das 
ist eher negativ zu beurteilen, auch wenn in der 
Intention der Begründung, warum man es ändern 
will, ein richtiger Ansatz steht. Der ist aber über 
den Wirtschaftsstabilisierungsfonds schon gege-
ben.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Frau Weeser, FDP. 
 

Abge. Sandra Weeser (FDP): Ja, Dankeschön. Ich 
würde gerne meine Frage in der gleichen Konstel-
lation teilen. Herr Professor Felbermayr, Sie haben 
eben richtigerweise gesagt, die Unternehmen 
brauchen Liquidität. Eine übergreifende oder 
branchenübergreifende Maßnahme ist ja zum Bei-
spiel, Betriebsüberschüsse staatlich ersetzen. Jetzt 
frage ich mal ganz ketzerisch, wie stehen Sie denn 
dann zum WSF, weil der ja sehr speziell Unter-
nehmen aus bestimmten Branchen unterstützt? 
Das wäre die Frage an Sie. Und Dr. Treier, Sie 
würde ich nochmal fragen nach der Bedeutung 
des internationalen Handels. Sie haben über ge-
störte Lieferketten eben gesprochen und im Mo-
ment ist ja so die Forderung nach der Diversifizie-
rung von Lieferketten und dass wir uns mehr auf 
den deutschen und europäischen Binnenmarkt 
zurückziehen sollten. Welche Aufgaben kommen 
denn dann auf die deutschen und europäischen 
Unternehmen zu, aber auch auf die Politik? Ge-
rade jetzt vor dem Hintergrund, dass Herr Heil ja 
unser Lieferkettengesetz auf den Markt bringen 
will. Dankeschön.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Felbermayr. 
 
SV Prof. Dr. Gabriel Felbermayr (IfW Kiel): Ja, 
vielen Dank, Frau Weeser. Ja, den Wirtschaftssta-
bilisierungsfonds, den sehe ich wirklich nur als 
Backstop, also wenn es wirklich nicht anders 
geht. Und ich denke, wenn wir ein Modell hätten, 
ein Programm hätten, das wegbrechende Betriebs-
überschüsse ersetzt, dann müssten wir jetzt auch 
nicht ein Lecks Lufthansa in die Welt setzen. 
Dann würde nämlich auch die Lufthansa von dem 
Modell profitieren, genauso, wie das ein Kleinun-
ternehmer täte, rechtsformneutral, größenneutral, 
branchenneutral. Das wäre so aus volkswirtschaft-
licher Perspektive viel besser. Wir werden Diskus-
sionen bekommen, wer jetzt noch alles gerettet 
werden muss und jedes Unternehmen, das sozusa-
gen über ein hinreichend großes Sprachrohr ver-
fügt, wird sich als sozusagen systemrelevant dar-
stellen. Und wenn es groß genug ist, ist es auch 
sozusagen Arbeitsmarkt und so weiter wichtig. 
Deswegen habe ich Sorge, dass wir mit diesem 
Stabilisierungsfonds hier Strukturen schaffen, die 
sehr diskriminierend sind, gut für die Großen, der 
Mittelstand und die kleinen Unternehmen, die 
profitieren davon nicht. 
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Der Vorsitzende: Danke. Herr Treier. 
 
SV Dr. Volker Treier (DIHK): Ziel sollte unseres 
Erachtens sein, die internationale Arbeitsteilung 
zu erhalten, wenn möglich, sogar auszubauen. Wir 
erleben gerade das Gegenteil, und zwar bei natio-
nalen Politiken, und das haben wir schon vor der 
Krise, aber die Krise verschärft das nochmal, eine 
Nationalisierung der Antworten auf die Probleme 
der Zeit zu finden und internationale Koopera-
tion, die vorab mal verabredet wurde, hintenanzu-
stellen. Das heißt nicht, dass die Form der Verän-
derung von Lieferketten, die jetzt natürlicherweise 
aus Gründen dieses Schocks passieren, dem neue 
Argumente geben, sondern die sind einfach eine 
Veränderung, das ist eine, vielleicht eine von 
just-in-time- zu einer just-in-case-Aufstellung von 
Lieferketten gibt. Just-in-case, das heißt, man si-
chert sich ab, man diversifiziert in unseren Umfra-
gen sind schon 17 Prozent der Industrieunterneh-
men, die sagen, ich suche mir neue Lieferanten, 
weil das, die Erfahrung der letzten Wochen will 
ich mir nicht nochmal leisten können, das ist 
auch richtig so, das würde auch mit Kosten ein-
hergehen, und wir erleben auch 9 Prozent der In-
dustriebetriebe, die sagen, wir haben jetzt mal 
ausgelagerte Produktionsbereiche, die wir wieder 
zurückholen. Das mit guten Standortbedingungen 
zu unterlegen und zu befördern, das ist ein richti-
ges Anliegen eines jeden Wirtschaftsbereichs und 
wir sollten diese Chance nutzen, aber ich warne 
davor. Ein Beispiel: Die Japaner geben jetzt laut 
Angaben unserer Handelskammer in Tokio 2 Mil-
liarden Euro aus, um solche Reshoring-Aktivitäten 
gerade zu befördern. Und in diesen Wettbewerb 
sollten wir nicht einsteigen, vielmehr sollten wir 
mit Instrumenten, zum Beispiel Euler Hermes, 
Warenkreditversicherungen, die Lieferketten auf-
rechterhalten und durch internationale Handels-
politik, die internationale Kooperation erhalten 
bzw. beschleunigen. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Dr. Lenz bitte. 
 
Abg. Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU): Ja, danke, 
Herr Vorsitzender. Meine Frage richtet sich an 
Herrn Eilfort und nochmal an Herrn Felbermayr. 
Ich beginne vielleicht diesmal mit Herrn Eilfort. 
Wir haben ja über die kommunalen Hilfen gespro-
chen, jetzt gibt es ja eigentlich verfassungsmäßige 

Ebenen in Deutschland und auch andere Möglich-
keiten der Unterstützung. Vielleicht könnten Sie 
die aufführen. Es ist ja nicht so einfach, dass man 
einfach Gewerbesteuerausfälle auf der einen Seite 
kompensiert und auf der anderen Seite die Schul-
den letztlich von Bundesseite bedient. Wir haben 
ja auch sowas wie eben eine Verfassung. Sie ha-
ben ja auch Subsidiarität vorher genannt. Also 
welche anderen Möglichkeiten sehen Sie? An 
beide, und an Herrn Felbermayr noch zusätzlich, 
wir sehen ja schon vor der Krise einen Rückgang 
des Welthandels. Also wie sehen Sie die Zukunft 
der Globalisierung und auch die Frage damit ver-
bunden der zukünftigen Lieferketten, gerade auch 
im Hinblick auf Deutschland als starke Exportna-
tion. Danke. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Eilfort bitte. 
 
SV Prof. Dr. Michael Eilfort (Stiftung Marktwirt-
schaft): Danke für die Frage. Ja, das Thema Kom-
munen ist jetzt schon ein paar Mal angeklungen 
und das kann man auch nicht häufig genug beto-
nen, weil da entscheidende Dinge passieren, auch 
Investitionen, insofern gibt es Vorschläge auch für 
die Kommunalfinanzen, wie man die Kommunal-
finanzen, die Volatilität der Gewerbesteuer zeigt 
sich jetzt wieder, auch stetiger gestalten kann und 
wie man den Anreiz für die Kommunen, Arbeits-
plätze anzusiedeln und zu erhalten und zu för-
dern, auch erhöhen kann. Die kommunale Seite 
hat vielleicht in den letzten Jahren, als die Gewer-
besteuer sprudelte, auch ein bisschen zu wenig 
darüber nachgedacht, in solche Diskussionen ein-
zutreten. Das müssen wir jetzt tun. Wir müssen 
auch über die Hinzurechnung, die gewerbesteuer-
liche Hinzurechnung reden, denn es ist absurd, 
wenn die Kommunen zu Recht beklagen, dass die 
Verödung von Innenstädten droht und die Ge-
schäfte schließen, wenn auf der anderen Seite in 
Zeiten, wo sie keine Erträge haben, auf Mieten die 
Ladeninhaber Substanzsteuern zahlen müssen. 
Also da ist vieles zu hinterfragen und jenseits von 
reinen Geschenken, die verfassungsmäßig sowieso 
schwierig sind, wie Sie ausgeführt haben, zu 
Recht aus meiner Sicht, vom Bund direkt an die 
Kommunen. Letzter Punkt, Altschulden. Die kom-
munalen Altschulden sind ein Problem, das wir 
langfristig lösen müssen, ja, aber die Diskussion 
jetzt zu verquicken mit der Corona-Krise, das ist 
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ein Stück weit genauso ähnlicher Pandemieoppor-
tunismus, wie bei der Frage des ermäßigten Mehr-
wertsteuersatzes für die Gastronomie. Die Stadt 
Gelsenkirchen drückt im Moment der Einbruch 
der Gewerbesteuer, nicht die Altschulden, die sie 
auch 2019 und 2018 schon hatten. Deswegen, first 
things first, man muss jetzt den Kommunen helfen 
bei den aktuellen Dingen und muss sie auf die 
Beine stellen, damit sie in Zukunft selber und  
autonomer mehr gestalten können. Das ist, glaube 
ich, zentral. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Felbermayr. 
 
SV Prof. Dr. Gabriel Felbermayr (IfW Kiel): Ja, 
ganz kurz zu den Kommunen. Da wurde schon 
viel Richtiges gesagt. Ich glaube, man kann durch-
aus auch nach Bayern schauen und nach Hessen, 
die Lösungen gefunden haben. Das, denke ich, ist 
der Mühe wert. Welthandel, ich glaube, da mache 
ich mir Sorgen, auch um die deutsche Position, 
ehrlich gesagt, wenn ich viele Stellungnahmen 
und Positionen sehe, die so sehr auf Souveränität 
und Dinge achten, die jetzt ein bisschen nach  
Autarkie streben, klingen. Es ist ja nicht so, dass 
Deutschland vom Ausland abhängig wäre, son-
dern wir sind alle voneinander abhängig. Und 
wenn man so will, ist es sogar so, dass das Aus-
land stärker von Deutschland abhängig ist als um-
gekehrt. Gerade auch in dem sehr oft zitierten Ge-
sundheitsbereich. In dem Sektor haben wir einen 
Exportüberschuss von 30 Milliarden Euro. Wenn 
wir da jetzt beharren würden und alle Länder ma-
chen das mit, zu sagen, wir wollen alle Souveräni-
tät, wir produzieren immer nur für den eigenen 
Markt, dann können wir diese 30 Milliarden Euro 
vergessen. Das ist also keine gute Rezeptur für den 
deutschen Wohlstand. Deswegen würde ich sagen, 
eine große Warnung aussprechen. Deutschland 
mit seiner großen Exportorientierung, auch mit 
seinen Exportüberschüssen, sollte bitte nicht in 
diesem Konzert mitmachen und nach Souveräni-
tät und, ne, das Wort, das immer dann, Autarkie 
wird nicht gesagt, aber gemeint wird es dann doch 
in vielen Bereichen. Das ist ein Konzert, wo wir 
nicht mitspielen sollten.  
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Gremmels bitte. 
 
Abg. Timon Gremmels (SPD): Ja, vielleicht noch-
mal als Ergänzung auf den Vorvorredner. Man 

kann ja zwei Krisen gleichzeitig bearbeiten, das ist 
ja durchaus spannend, und deswegen würde ich 
jetzt meine Frage richten an Herrn Körzell und 
Herr Dr. Graichen, dass Sie vielleicht nochmal 
ausführen können, ja, ich glaube, dass Sie neben 
der Corona-Krise, das große Thema, natürlich die 
Frage der Energiewende und des Klimaschutzes 
ist. Wie ist denn, vielleicht nochmal ein paar kon-
krete Vorschläge, ausführen könnten, was Sie se-
hen, wie man so etwas schlau anstellen kann, um 
die beiden Herausforderungen unserer Zeit ge-
meinsam zu bearbeiten. Vielleicht Herr Körzell, 
Herr Dr. Graichen, in der Reihenfolge. 
 
Der Vorsitzende: Herr Körzell bitte. 
 
SV Stefan Körzell (DGB): Ja, wir haben ja ein vor-
gelegtes Programm. Herzlichen Dank für die 
Frage, und haben am Montag auch die entspre-
chende Anhörung hier in diesem Ausschuss dazu 
gehabt. Einmal der Ausstieg aus der Kohle, der für 
uns aber gleichzeitig auch heißen muss, dass wir 
auf einer anderen Stelle wo einsteigen, und da 
brauchen wir wirklich nachhaltige Schritte beim 
Ausbau der Erneuerbaren Energiequellen, sonst 
haben wir genau das Problem, was wir bei der 
Photovoltaik haben, bekommen wir auch bei der 
Windenergie, nämlich dass sie aus diesem Land 
weggehen wird. In einigen Bereichen haben wir 
das schon, wenn man im Norden an der Küste 
sich die Produktionsstätten anguckt. Und das 
muss auf jeden Fall verhindert werden. Das heißt, 
wir brauchen auch hier einen mutigen Schritt 
nach vorne, um das, was eben auch gesagt worden 
ist, Stahl mit Wasserstoff zu reduzieren, das sind 
Investitionen, die jetzt anstehen, die werden für 
30, 35 Jahre getätigt, da braucht es Entscheidun-
gen und den schnellen Ausbau der Erneuerbaren 
Energie jetzt, um diesen Wasserstoff auch produ-
zieren zu können. Soweit von mir. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Dr. Graichen. 
 
SV Dr. Patrick Graichen (Agora Energiewende): 
Ja, vielleicht ergänzend. Also das ist zentral, dass 
man jetzt die Erneuerbaren-Energiegesetz-Novelle, 
über die da jetzt irgendwie ein Jahr lang gebrütet 
wurde, das kann man auch jetzt dann vielleicht 
mal schnell machen und wir wissen ja, 65 Prozent 
Erneuerbare 2030 heißt, man muss im Prinzip den 
Ausbaupfad in allen Bereichen verdoppeln. So, 
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dann machen wir das jetzt einfach mal, weil das 
sind natürlich Investitionen, die dann kommen, 
und gerade beim Thema Photovoltaik geht das 
sehr schnell. Also wenn man da will, hat man die 
entsprechenden Investitionen nächstes Jahr. Und 
auch bei Wind wissen wir, wenn man jetzt diese 
blöde Drehfunkfeuerregelung nun mal endlich 
löst, dann sind da 2 Gigawatt, die innerhalb von 
12 Monaten gebaut werden können. Also, da fragt 
man sich auch, warum wir diese Hemmnisse 
nicht schon längst gelöst haben? Jetzt müssen wir 
es tun, weil man damit Wachstum und Beschäfti-
gung sichert. Das zweite Thema ist tatsächlich 
nochmal beim Thema Industrie. Da geht es, glaube 
ich, tatsächlich um den Mix aus steuerlichen Ab-
schreibungen, gerade für Effizienzinvestitionen, 
und Zuschüsse für innovative Investitionen. Und, 
also, das Beispiel Stahlindustrie fiel schon, auch 
die Chemieindustrie steht da jetzt gerade vor der 
Tür und die wissen, dass diese Herausforderung 
Klimaneutralität ja nicht weggeht und dass eine 
Investition ja 30 Jahre hält sozusagen, das heißt, 
wenn die jetzt das Falsche machen, dann ist das 
eine Stranded asset. Und insofern da, warum 
nicht jetzt Beihilferegeln sind jetzt relativ locker, 
warum nicht da jetzt sagen, ok, da kann man mit 
einem Zuschuss von bis zu 50 Prozent diese Zu-
kunftstechnologien fördern? Dann sind die auch 
schnell baubar. Das ist letzten Endes der 
dritte Punkt. Natürlich müssen wir beim Thema 
Planung und Beschleunigung und Genehmigungs-
verfahren und all sowas was tun. Also, das Bei-
spiel der Popup-Bikelanes, das wir jetzt hier, das 
zeigt ja, dass so ein Ding, das sonst 2 Jahre durch 
den Verwaltungsprozess in Berlin geht, bis man 
einen Fahrradweg hat, haben die das jetzt inner-
halb von 4 Wochen gemacht. Und mit so einer Lo-
gik kann ich natürlich jetzt auch an alle mögli-
chen Investitionen rangehen.  
 
Der Vorsitzende: Als nächstes der Kollege Ulrich 
von den LINKEN.. 
 
Abg. Alexander Ulrich (DIE LINKE.): Eine kleine 
Bemerkung an Professor Eilfort. Ich würde Sie 
gerne mal einladen, nach Kaiserslautern oder Pir-
masens zu kommen, und dann erzählen Sie mal 
Ihre These, dass die Altschulden kein Problem 
wären. Die sind so problematisch, dass da nicht 
einmal Investitionen in eine Parkbank auf dem 
Friedhof zu finanzieren ist. Deshalb glaube ich, 

sollte man da wirklich mal gucken, dass man das 
Problem mit löst. Meine Frage an Herrn Körzell 
nochmal, das Thema, weil jetzt der Ministerpräsi-
dent von Bayern ja schon wieder von Obergrenzen 
redet und eine schnelle Rückkehr zur Schulden-
bremse und so weiter, alle Sachverständigen hier 
sind ja sich eigentlich einig, dass man unheimlich 
viel investieren müsste. Da stellt sich ja die Frage, 
irgendwo entweder rückwärts zur Schulden-
bremse oder wie finanzieren wir es anders oder 
sollte man überhaupt darüber nachdenken, jetzt 
schnell wieder zur Schuldenbremse zurückzukeh-
ren. Und die zweite Frage, der Auslöser für den 
Lockdown war ja eigentlich, dass wir gedacht ha-
ben, das Gesundheitswesen wäre nicht in der 
Lage, die Probleme zu beseitigen. Glauben Sie, 
dass da auch politische Fehlentscheidungen wa-
ren in den letzten 10 Jahren im Gesundheitswe-
sen, die genau diese Einschätzungen vielleicht so-
gar noch mit hervorgebracht haben?  
 
Der Vorsitzende: Herr Körzell bitte. 
 
SV Stefan Körzell (DGB): Also das letzte möchte 
ich sofort beantworten. Ja, wir sind der Meinung, 
das Gesundheitswesen ist ein öffentliches Gut. 
Das muss nicht privaten Kapitalinteressen unter-
geordnet werden und ich glaube, nach dieser 
Krise werden wir hier auch ein Überdenken dieser 
Situation haben. Die Einladung nach Pirmasens 
empfehle ich auch, ich würde dann das nördliche 
Ruhrgebiet noch mit einbeziehen, weil es geht da-
rum, sich auch mal Regionen anzugucken, die  
einen massiven Strukturwandel hinter sich hatten 
und wie die Verschuldung dort aussieht. Die 
Kommunen sind die Keimzelle unserer Demokra-
tie. Es wäre fahrlässig, wenn wir sie hängenlassen 
würden, wir müssen sie unbedingt, das ist auch 
noch die Antwort auf die Frage, die Sie eben ge-
stellt hatten, Herr Ulrich, es wäre demokratiege-
fährdend, wenn wir sie hängen lassen würden. 
Die Frage, wir müssen die Schuldenbremse, der 
Deutsche Gewerkschaftsbund hat nicht nur kri-
tisch zu dieser Schuldenbremse gestanden, son-
dern sie auch abgelehnt. Wir sehen sie als eine 
Zukunftsbremse an. Wir sind der Meinung, man 
sollte jetzt keine Obergrenze machen, weil das 
wäre ein Management by potatoes, rein in die Kar-
toffeln, raus aus den Kartoffeln, wir brauchen jetzt 
eine wirkliche Investitionsfahrt und ein Konjunk-
turprogramm, was auch trägt und wir sind auch 
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der Meinung, dass die Tilgungszeiträume, wie sie 
jetzt angedacht sind, zu kurzfristig sind. Wenn 
man von einer Jahrhundertkrise spricht, muss 
man auch gucken, dass man den Zeitraum, in dem 
man die Schulden tilgt, entsprechend auch dehnt 
und größer macht, da sprechen wir davon, dass 
bis zu 50 Jahre dort angedacht werden sollten. 
Aber es gehört auch dazu, zur Finanzierung dieser 
Krise, dass wir am Ende ein gerechtes Steuersys-
tem haben. Der DGB hat in 2017 hierzu schon ei-
nen Vorschlag gemacht, das DIW hat entgegenge-
rechnet. 95 Prozent der Steuerzahlenden würden 
entlastet, 5 Prozent würden belastet, auch mit ei-
nem höheren Spitzensteuersatz und ich glaube, 
dieses Konzept muss man sich nochmal genauer 
angucken, um auch die gerechte Verteilung der 
Krisenkosten hier vorzunehmen und wir müssen 
uns auch der Debatte stellen mit einer Vermögens- 
und einer Erbschaftsteuer, um diejenigen, die 
wirklich besser aufgestellt sind in unserer Gesell-
schaft, auch auf der Kapitalseite, an den Kosten 
dieser Krise entsprechend zu beteiligen. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Kollegin Müller von den 
GRÜNEN bitte. 
 
Abge. Claudia Müller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Ich hätte 
zwei Fragen, die erste an Herrn Dr. Graichen. Es 
ist ja jetzt hier in diesen Gesprächen und durch-
aus auch in Vorschlägen aus Koalitionsreihen ge-
kommen, dass man jetzt sozusagen die Investitio-
nen im Bereich Klimaschutz doch möglicherweise 
ein bisschen zurückstellen sollte. Dass das Thema 
Green Deal auf europäischer Ebene jetzt nicht 
mehr ganz so wichtig wäre. Was würde das, und 
da haben Sie sicherlich Berechnungen, denn 
volkswirtschaftlich für uns bedeuten, wenn wir 
jetzt sozusagen hier noch länger warten an dieser 
Stelle? Sie haben ja schon die Strafzahlungen er-
wähnt, aber was würde das sozusagen auch an 
volkswirtschaftlichem Verlust bedeuten und auch, 
was würde das an Verlust an Arbeitsplatzpotential 
bedeuten an dieser Stelle? Und die zweite Frage 
an Herrn Südekum. Auch hier ist mehrfach jetzt 
schon gesprochen über das Thema Nachfragean-
reize. Es sind verschiedene Instrumente dazu im 
Gespräch, da würde mich Ihre Bewertung sowohl 
der branchenspezifischen als auch nicht spezifi-
schen interessieren und was würden Sie vorschla-
gen, wäre hier ein geeignetes Instrument. 

 
Der Vorsitzende: Als erstes Herr Graichen bitte. 
 
SV Dr. Patrick Graichen (Agora Energiewende): 
Ja, das Relevante in dem Kontext ist natürlich die 
Frage sozusagen, wohin entwickelt sich insgesamt 
die Weltwirtschaft? Und da hat man zum einen 
natürlich die Frage, wenn die Klimaherausforde-
rung nicht gelöst wird, haben wir ein großes wirt-
schaftliches Problem auf dieser Erde insgesamt. 
Das deutet sich ja jetzt schon an. Der Unterschied, 
glaube ich, zu früheren Krisen, ist, dass wir jetzt 
mittendrin stecken im Klimawandel. Also das ist 
jetzt schon die nächste Dürre und dann werden 
wir den Rhein runter nicht mehr, BASF hat ja 
letztes Jahr enorme Probleme gehabt, seine Pro-
dukte den Rhein runter zu transportieren, weil 
Niedrigwasser ist. Und sozusagen in diese Logik 
laufen wir rein, das wird jedes Jahr schlimmer 
werden. Das zweite Thema ist aber, die Herausfor-
derung wird eine Antwort haben. Und diese Ant-
wort heißt, klimaneutrale Technologien werden 
der globale Massenmarkt. Und da ist im Kern die 
Frage sozusagen, spielen da deutsche Unterneh-
men vorne mit oder nicht? Und die Herausforde-
rung jetzt beispielsweise Verkehrssektor ist ja 
ganz klar. Ich meine, dass Tesla jetzt hier in Bran-
denburg ein Werk baut, ist ja nicht Zufall. Das 
Herzland des Automobils wird jetzt angegriffen 
von einem Startup aus Kalifornien, und die zie-
hen diese Fabrik innerhalb von 2 Jahren hoch, ja, 
also da ist, da merkt man, dass diese Startup, wir 
können alles, nicht nur in der Digitalisierung, son-
dern auch in den Kerntechnologien des Wirt-
schaftsstandorts Deutschland, tatsächlich bedroht 
ist. Und insofern kann ich da sozusagen, da nur 
vor warnen, diese Herausforderung kleinzureden, 
heißt, die langfristige Zukunftsfähigkeit des 
Standorts Deutschlands zu gefährden. Also da bin 
ich mir sehr sicher. 
 
Der Vorsitzende: Danke. Herr Südekum bitte. 
 
SV Prof. Dr. Jens Südekum (HHU): Ja, vielen 
Dank, Frau Müller, für die Frage. Es geht ja um 
Nachfrage, Stabilisierung und nachfragewirksame 
Instrumente. Zum einen möchte ich sagen, die In-
vestitionsagenda, von der ja viel die Rede war, die 
hat natürlich sowohl eine angebots- als auch eine 
nachfrageseitige Funktion. Die angebotsseitige ist 
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offensichtlich, die Transformation in neue Tech-
nologien, aber was wir auch brauchen, ist auf der 
Nachfrageseite eine Stabilisierung von Erwartun-
gen, ne, es geht, glaube ich, jetzt ganz stark darum, 
Unternehmen müssen wissen, dass es praktisch 
wieder einen positiven Ausblick gibt auf die kon-
junkturelle Situation. Sie müssen daran glauben, 
dass das Wachstum zurückkommt, und deswegen 
ist allein die Ankündigung eines großen Investi- 
tionspakets schon eine Form der Nachfragestabili-
sierung und wirkt quasi auch da. Wenn wir jetzt 
eben sehen, dass auf der Nachfrageseite, ich bin 
da nicht ganz so optimistisch, es war ja schon von 
Massenkaufkraft die Rede, Verunsicherung ist Gift 
für Konsumpläne. Wenn ich also Angst habe um 
meinen Arbeitsplatz oder wenn mein Unterneh-
men bedroht ist von Insolvenz, dann halte ich 
mein Geld zusammen und betreibe Vorsichtsspa-
ren und was wir brauchen, ist aber gerade, dass 
der Konsum wieder anläuft, von daher kann ich 
mir auch vorstellen, temporär begrenzte Konsum-
anreize, die Abwrackprämie läuft ja nach dieser 
Logik, die würde ich nun gerade nicht empfehlen, 
weil die nun eben diese fatalen Nebenwirkungen 
hat, dass sie bestimmte Technologien zementiert, 
aber die grundsätzliche Logik, dass man sagt, eine 
temporäre, zum Beispiel, Steuersenkung im Kon-
sumsteuerbereich, Mehrwertsteuer oder ein tem-
porärer Konsumgutschein, um gerade Vorziehef-
fekte anzureizen, ist eigentlich konsistent mit der 
Idee, dass wir es eben auch mit diesem Problem 
des Vorsichtssparens hat auch mit Zurückhaltung 
zu tun.  
 
Der Vorsitzende: Recht herzlichen Dank. Wir sind 
damit am Ende unserer Anhörung und ich glaube, 
wir haben interessante Anregungen nochmal er-

neut erhalten für die Debatte, die wir hier zu füh-
ren haben. Es sind eigentlich dieselben Debatten, 
die Sie auch führen. Eine Bemerkung habe ich 
jetzt allerdings noch zu Ihnen beiden wegen der 
Abstandsregelung, also, so ganz haben Sie die 
nicht eingehalten (lacht). Vielleicht versuchen Sie 
es doch mal mit zwei verschiedenen Kopfhörern 
(lacht). 
 
SV Prof. Dr. Justus Haucap (hhu, DICE): Herr 
Ernst, wir ziehen jetzt auch in einen Haushalt zu-
sammen. 
 
Der Vorsitzende: (lacht) Dann ist das natürlich  
alles in Ordnung. Dann ist das alles in Ordnung. 
 
SV Prof. Dr. Jens Südekum (HHU): Man sollte 
auch sagen, es war nicht so geplant, es war nicht 
so, das Setting, wie wir es jetzt haben, war nicht 
geplant, das lag quasi an technischen Problemen, 
dass wir nicht gemütlich in jeweils unserer beider 
Büros sitzen können.  
 
Der Vorsitzende: Das habe ich mir schon gedacht, 
aber Sie sehen, auch Corona verursacht nicht nur 
Schäden direkt, sondern auch indirekt über die 
Technik, die man anwendet.  
 
SV Prof. Dr. Jens Südekum (HHU): Aber immer-
hin sitzen wir im Freien. 
 
Der Vorsitzende: Das ist nicht immer ganz gut. So, 
recht herzlichen Dank an Sie alle, kommen Sie gut 
nach Hause und danke für Ihre Anwesenheit und 
für die sehr, sehr guten Anregungen. 
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